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Friedrich-Ebert-Stiftung (FES)

Als politisches Vermächtnis des ersten demokratisch gewählten deutschen Reichspräsidenten 1925 gegründet, 
ist die FES der sozialen Demokratie verpflichtet mit der Zielsetzung, 

·	 die politische und gesellschaftliche Bildung von Menschen aus allen Lebensbereichen im Geiste von Demo-
kratie und Pluralismus zu fördern, 

·	 begabten jungen Menschen durch Stipendien Zugang zu Studium und Forschung zu ermöglichen und

·	 zur internationalen Verständigung und Zusammenarbeit beizutragen.

Derzeit arbeiten 560 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen an der Weiterführung dieser Ziele. Die internationale Ar-
beit verbindet die FES mit Partnern in über hundert Ländern. Ziel der Projektaktivitäten zur demokratischen 
und sozialen Gestaltung der Globalisierungsprozesse ist eine konstruktive, den Frieden fördernde Transforma-
tion von Konflikten in verschiedenen Phasen. Zivile Konfliktbearbeitung umfasst dabei sämtliche vor, während 
oder nach gewaltsam ausgetragenen Konflikten ansetzende Maßnahmen 

·	 der gezielten Einflussnahme auf die Konfliktursachen, die Kontrahenten und ihre Dialogformen sowie

·	 zur gezielten Stärkung des friedlichen Potenzials innerhalb der jeweiligen Gesellschaft(en).

Die Friedrich-Ebert-Stiftung entwickelt ihre Arbeitsansätze und Instrumente beständig weiter, damit sie auch 
bei sich verändernden gesellschaftspolitischen Situationen einen effektiven Beitrag zur Demokratieförderung 
leisten kann. Vor diesem Hintergrund entstand die vorliegende Studie. Die methodischen Erfahrungen dieser 
Analyse werden von der stiftungsinternen „Arbeitsgruppe Krisenprävention und Zivile Konfliktbearbeitung“ 
gesammelt, ausgewertet und für die gesamte Stiftungsarbeit nutzbar gemacht. Ziel der Gruppe ist es, Instru-
mente zur konfliktsensiblen Projektarbeit zu entwickeln, die den spezifischen Bedürfnissen einer politischen 
Stiftung entsprechen.
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1.	 Einleitung

1.1	 Kontext und Konfliktszenarien

Nach einer Phase bemerkenswerter politischer 
und sozialer Stabilität seit 1985, ist in  Bolivien 
etwa seit dem Jahr 2000 ein radikaler Wandel der 
politischen Landschaft zu beobachten. Soziale Be-
wegungen und Proteste kamen auf, beginnend 
mit dem „Krieg um das Wasser“ in Cochabamba 
im Jahr 2000. Eine Protestwelle unter Beteiligung 
nahezu der gesamten Bevölkerung der Stadt 
zwang den multinationalen Konzern, der die 
Wasserversorgung der Stadt kontrollieren sollte, 
zum Rückzug. 

In den folgenden Jahren sind regionale und loka-
le Bauernbewegungen mit ihren jeweiligen Füh-
rungspersönlichkeiten zu beobachten. In einigen 
Fällen hatten ihre Diskurse einen ausgesprochen 
ethnizistischen Charakter, in anderen Fällen do-
minierten gewerkschaftlich orientierte Diskurse. 
In den Städten, besonders in El Alto, demonstrier-
ten immer wieder soziale Organisationen. Ihre 
Forderungen bezogen sich einerseits auf lokale 
Probleme, wie beispielsweise im Fall der Wasser-
versorgung, deren Privatisierung in El Alto eben-
so wie in Cochabamba zum Auslöser sozialer Pro-
teste wurde. Andererseits spielten auch Themen 
von nationaler Bedeutung eine Rolle, so in den 
Protesten rund um die Frage nach der Rolle von 
multinationalen Unternehmern bzw. dem bolivia-
nischen Staat in der Ausbeutung, Verarbeitung 
und Vermarktung der bolivianischen Öl- und 
Gasvorkommen. 

Die Form der Proteste beinhaltete ein hohes De-
stabilisierungspotenzial für den bolivianischen 
Staat. Ganze Regionen wurden immer wieder 
durch Blockaden lahm gelegt. Besonders La Paz 
war von den in El Alto stattfindenden Protesten 
betroffen, mehr als einmal befand sich die Stadt 
regelrecht im Belagerungszustand. 

Zwei Regierungen stürzten in Momenten, in de-
nen das Land politisch weder regierbar noch kon-
trollierbar zu sein schien. 2003 musste Präsident 
Gonzalo Sánchez de Lozada nach blutigen Aus-
einandersetzungen in El Alto fliehen. Auch sein 
Nachfolger, Carlos Mesa, musste das Amt vorzei-
tig aufgeben, da seine politischen Optionen, um 
zu einer Übereinkunft mit den Protestierenden zu 
kommen, erschöpft waren. Nach der Übergangs-

regierung von Eduardo Rodríguez Veltzé manife-
stierte sich der politische und soziale Wandel im 
Dezember 2005 auch in Form von Wahlverhal-
ten. Mit 54 Prozent der Wählerstimmen wurde 
Evo Morales zum Präsidenten Boliviens gewählt. 
Als unbestrittene Führungsfigur der Cocabauern, 
langjähriger Abgeordneter und Zweitplatzierter 
bei der Präsidentschaftswahl 2002, ist Evo Mora-
les eine der wichtigsten Persönlichkeiten aus dem 
Spektrum der Protestbewegungen. 

Die sozialen Konflikte haben dazu beigetragen, 
dass eine schwere Legitimitäts- und Repräsentati-
vitätskrise der etablierten politischen Akteure und 
des politischen Systems zum einen deutlich wur-
de und sich zum anderen noch weiter vertiefte.

Das Aufkommen der sozialen Konflikte und die 
Krise des politischen Systems stehen auch im 
Kontext einer weit verbreiteten Unzufriedenheit 
mit der wirtschaftlichen Situation. Das neolibera-
le Modell, das ab 1985 von der Regierung Víctor 
Paz Estenssoro in Bolivien durchgesetzt wurde, 
genoss seinerzeit die mehrheitliche Unterstützung 
einer Bevölkerung, die gerade eine Phase der Hy-
perinflation erlebt hatte. Das Modell garantierte 
Stabilität. Die Bolivianer konnten, auch wenn sie 
nur wenig hatten, mit dem wenigen wieder bis 
zum Monatsende planen. Während der Vorgän-
gerregierung unter Hernán Siles Zuazo waren 
selbst Produkte des täglichen Bedarfs von den 
Märkten verschwunden. Danach, unter neolibe-
ralen Vorzeichen, gab es auf den Märkten wieder 
alles. 

In den 90er Jahren allerdings hat die Erinnerung 
an die Hyperinflation an Bedeutung verloren. 
Demgegenüber nahm die Wahrnehmung eines 
unerfüllten Versprechens zu, des von den Ver-
fechtern des Neoliberalismus gegebenen Verspre-
chens, dass nach einer unvermeidlichen Phase 
der enger geschnallten Gürtel neues Wirtschafts-
wachstum für Arbeitsplätze und Wohlstand sor-
gen würde. Ein gewisse Verbesserung ihrer wirt-
schaftlichen Situation konnten zwar die Mittel-
schichten verbuchen, nicht aber die Mehrheit der 
bolivianischen Bevölkerung. 

Diese Unzufriedenheit stellt den wichtigsten 
Grund dafür dar, dass das so genannte boliviani-
sche Modell der späten 80er und frühen 90er Jah-
re nicht langfristig erfolgreich sein konnte. Inter-
nationale Investitionen, immer versprochen von 
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den Vertretern des Neoliberalismus, erreichten 
Bolivien nicht in relevanten Ausmaßen, da ande-
re Länder bessere Bedingungen zur Gewinnmaxi-
mierung boten. 

In enger Verbindung zum neoliberalen Modell in 
der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik steht die 
so genannte democracia pactada, die „ausgehandel-
te Demokratie“, als politisches Modell. Ab 1985 
waren die wichtigsten politischen Parteien, die 
zuvor verfeindet und einer Logik der gegenseiti-
gen Blockade und Ausschaltung verpflichtet wa-
ren, in der Lage, stabile Regierungskoalitionen zu 
bilden. Eine unverzichtbare Bedingung dafür war 
die Schwächung der Gewerkschaftsbewegung in 
Folge der Schließung der großen staatlichen Mi-
nen, da der Gewerkschaftsdachverband Central 
Obrera Boliviana bis 1985 immer als eine Gegen-
macht zum bolivianischen Staat agiert hatte und 
nicht etwa als organisierte Interessenvertretung 
von Arbeitern. 

Die „ausgehandelte Demokratie“ stellt einen 
wichtigen Fortschritt in Bezug auf die demokra-
tischen Perspektiven des Landes insofern dar, als 
sie mit dem Schema unversöhnlicher Feindschaft 
zwischen den relevanten politischen Kräften des 
Landes gebrochen und der Idee von Verhand-
lungen und Kompromissen im politischen Leben 
neue Relevanz gegeben hat. Die großen Parteien, 
insbesondere MNR; ADN und MIR, näherten sich 
allerdings so sehr einander an, dass das Bild einer 
monolithischen politischen Klasse entstand, die in 
willkürlichen Koalitionen die Früchte der Macht 
unter sich verteilt. Die politischen Parteien demo-
kratisierten sich nicht selbst, sondern zeichneten 
sich weiter durch caudillistische und klientelisti-
sche Strukturen aus. Die concertación fand auf der 
Ebene der politischen Eliten statt, während orga-
nisierte Akteure der Zivilgesellschaft in diesem 
Prozess keine wesentliche Rolle innehatten.

Als Ausgangspunkt werden hier drei wesentliche 
Dimensionen der Konfliktivität unterschieden. 

Die ethnische Konfliktivität in der bolivianischen 
Gesellschaft wird im Aufkommen von politischen 
Kräften mit deutlich ethnizistischen Diskursen 
schon während der gesamten Phase demokrati-
scher Stabilität deutlich. Diese Kräfte, ausgespro-
chen heterogen und weit davon entfernt, eine eini-
ge indigene Bewegung im Land zu bilden, gewin-
nen in den 90er Jahren an Einfluss. Die sozialen 

Proteste ab 2000 zeichnen sich teilweise durch 
eine diskursive Betonung des Ethnischen aus. 

Eine wesentliche Dimension der Konfliktivität 
zeigt sich auf wirtschaftlich-sozialem Gebiet mit 
den kritischen Diskursen gegenüber „dem neoli-
beralen Modell“, das aus diesem Blickwinkel die 
wichtigste Ursache für Armut und Ungleichheit 
in der bolivianischen Gesellschaft darstellt. Die 
bolivianischen Öl- und Gasvorkommen und die 
aus ihrer Ausbeutung zu erwartenden Gewinne 
haben dabei überragende symbolische Bedeutung. 
Ein weiterer relevanter Schauplatz wirtschaftlich-
sozialer Konflikte liegt in der Frage nach der Ver-
teilung von Land. 

Die dritte relevante Konfliktivität zeigt sich im 
Verhältnis der verschiedenen Regionen Boliviens 
zueinander. Die sozialen Proteste fanden vor al-
lem im Westen des Landes statt, auf dem Altipla-
no mit einem hohen Anteil von Aymara-Bevölke-
rung rund um die Städte La Paz und El Alto, au-
ßerdem in einigen weiteren Regionen des Anden-
berglandes, besonders in Cochabamba. Der boli-
vianische Osten mit Santa Cruz, der ökonomisch 
bedeutendsten Stadt des Landes, zeigt jedoch ein 
deutlich niedrigeres Niveaus sozialer Konfliktivi-
tät. Da sich die Öl- und Gasvorkommen vor allem 
im Osten und Süden des Landes befinden und 
darüber hinaus im Kontext der gegebenen eth-
nischen und sozialen Unterschiede zwischen der 
andinen Region und dem östlichen Tiefland, hat 
sich die Debatte um regionale Autonomien ver-
schärft, bis hin zu Extrempositionen etwa mit der 
Drohung einer Abspaltung des Ostens vom boli-
vianischen Staat. Die regionalen Autonomien stel-
len ein Schlüsselthema der Verfassungsgebenden 
Versammlung dar. 

1.2	 Zentrale Fragestellungen 

Die vorliegende Studie analysiert die in der boli-
vianischen Gesellschaft gegebenen Konfliktivitä-
ten und ihre Wurzeln, um gleichzeitig insbeson-
dere nach der Rolle bestimmter politischer und 
sozialer Akteure innerhalb der Konfliktszenarien 
zu fragen. Potenziale der jeweiligen Akteure in 
Bezug auf ihren möglichen Beitrag zu einer erfolg-
reichen Handhabung der Konfliktivitäten werden 
identifiziert. Dies geschieht auf Grundlage der 
Prämisse, dass Konflikte als eine unverzichtbare 
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Bedingung allen politischen und sozialen Fort-
schrittes zu betrachten sind und es somit nicht um 
die Suche nach „Lösungen“ für Konflikte geht, 
sondern nach demokratischen und gewaltfrei-
en Formen des Umgangs mit diesen Konflikten. 
Gleichzeitig werden entgegengesetzte Potenzi-
ale identifiziert. Es werden Empfehlungen an die 
Friedrich-Ebert-Stiftung für die Gestaltung ihrer 
zukünftigen Arbeit in Bolivien formuliert.

Den zweiten Teil dieser Studie bildet eine histori-
sche Betrachtung der Konfliktivitäten in Bolivien, 
ihrer Wurzeln und ihrer Entwicklung ab 1993. Im 
dritten Teil werden daraufhin die drei zentralen 
Dimensionen der Konfliktivität im Detail betrach-
tet. Eine Auseinandersetzung mit den Charakteri-
stika und Potenzialen der Regierung Evo Morales 
steht im Mittelpunkt des vierten Teils. Im fünften 
Teil wird auf verschiedene soziale und politische 
Akteure und auf ihre jeweiligen Rollen und Po-
tenziale eingegangen. Eine kurze, vergleichende 
Einordnung des politischen Prozesses in Bolivien 
in den Kontext der politischen Entwicklung in den 
Nachbarländern bildet den sechsten Teil, darauf 
folgend geht der siebte Teil auf die Verfassungs-
gebende Versammlung ein. Im achten und letzten 
Teil schließlich werden Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen an die Friedrich-Ebert-Stiftung for-
muliert. 

1.3	 Methodologie

Im März 2006 wurden 25 Interviews durchge-
führt mit Vertretern verschiedener politischer 
Kräfte und von sozialen Organisationen, ebenso 
mit Beobachtern des politischen Geschehens in 
Bolivien. Ziel war, ein dichtes Netz von Informa-
tionen, Kommentaren und Einschätzungen zu er-
halten, das es erlaubt, die Rollen und Potenziale 
verschiedener sozialer und politischer Akteure in 
den herrschenden Konfliktszenarien zu bewerten. 
Zwei Workshops zu Beginn und zum Abschluss 
der Interviewphase, mit Beteiligung der Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen des ILDIS, dazu mit 
zusätzlich eingeladenen Gästen, haben wesentlich 
dazu beigetragen, sowohl die Prämissen als auch 
die vorläufigen Ergebnisse zu präzisieren. 

2.	 Aktuelle Konfliktszenarien  
in Bolivien: eine historische  
Betrachtung 

2.1	 Die Reformen der ersten Regierung 
Sánchez de Lozada 1993-1997

Während der ersten Regierung unter Präsident 
Gonzalo Sánchez de Lozada von 1993 bis 1997 
wurden Strukturreformen durchgeführt, die auf 
internationaler Ebene als tief gehend oder sogar 
vorbildlich große Anerkennung gefunden haben. 

In der Wirtschaftspolitik ist der Prozess der so 
genannten „Kapitalisierung“ zu nennen, die boli-
vianische Version der Privatisierung von großen 
Staatsbetrieben. Es handelte sich dabei nicht um 
eine Vollprivatisierung, sondern um den Verkauf 
der Anteilsmehrheiten an ausländische Partner 
unter gleichzeitiger Beibehaltung einer Minder-
heitsbeteiligung des bolivianischen Staates. Die 
Bildungsreform stellt einen weiteren bedeutenden 
Reformprozess dar. Als drittes zentrales Reform-
projekt dieser Regierung sind die politisch-admi-
nistrative Dezentralisierung und die Übertragung 
von Etats ebenso wie von Zuständigkeiten an die 
Kommunen, die so genannte „Participación Popu-
lar“, bekannt geworden. Zum ersten Mal wurde 
im Zusammenhang dieses Reformprozesses das 
gesamte nationale Territorium Kommunen zuge-
ordnet. 

Jenseits der Diskussion von Verdiensten und 
Schwächen dieser Reformen ist festzuhalten, dass 
Bolivien in diesen Jahren durch relative Stabilität 
und durch Optimismus geprägt war. In der öffent-
lichen Meinung stieß die neoliberale Verheißung 
eines dauerhaften wirtschaftlichen Fortschritts 
nach einer Phase der Strukturanpassung noch auf 
ein gewisses Vertrauen. Es gab soziale Konflikte, 
die allerdings keine Mobilisierungskraft auf natio-
naler Ebene entwickelten. Im ärmsten Land Süd-
amerikas schien der politische Spielraum dafür 
zu bestehen, Staat und Gesellschaft von Grund 
auf zu reformieren. Mit dem damaligen Vizeprä-
sidenten Víctor Hugo Cárdenas besetzte erstmals 
ein Aymara und damit ein Angehöriger eines der 
indigenen Völker Boliviens ein hohes Staatsamt, 
ein Schritt von großer symbolischer Bedeutung. 
Schon damals zeichnete sich eine zunehmende 
Präsenz von Indigenen in der bolivianischen Po-
litik ab.
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Die hier im Mittelpunkt stehenden Konfliktsze-
narien haben eine zentrale Ursache in der Zeit 
der ersten Regierung Sánchez de Lozada. Der 
Präsident war nicht in der Lage, ein Projekt der 
Kontinuität zu präsentieren. Während seiner 
Regierungszeit hatte er darauf verzichtet, die 
Möglichkeit der direkten Wiederwahl in der bo-
livianischen Verfassung einzuführen. Mit dem 
damaligen Justizminister René Blattmann trat zu-
nächst ein Kandidat an, der für Kontinuität des 
Reformprozesses stand, dieser verzichtete jedoch 
kurze Zeit später auf die Kandidatur. Juan Carlos 
Durán, der dann Kandidat der Regierungspartei 
MNR wurde, vertrat nicht den Reformflügel der 
Partei, sondern den Parteiapparat, der tief der eta-
blierten politischen Kultur mit ihren patrimoniali-
stischen und klientelistischen Zügen verhaftet ist.

Es kann nicht behauptet werden, ein Projekt der 
Kontinuität, verbunden mit der Vertiefung der 
Reformen hätte die späteren Proteste verhindert. 
Aber durch das Fehlen dieser Kontinuität mar-
kiert das Jahr 1997 einen Moment des Bruches 
und gleichzeitig einen Ausgangspunkt für die 
Konfliktdynamik in den folgenden Jahren. 

2.2	 Die Regierung von Hugo Bánzer und 
Jorge Quiroga 1997-2002

In den späten 90er Jahren verbreitete sich in Bolivien 
eine Wahrnehmung der politischen Stagnation. Die 
so genannte Megakoalition aus ADN, MIR, NFR, 
CONDEPA und UCS war nie in der Lage, ein poli-
tisches Projekt zu formulieren. Sie vermittelte den 
Eindruck, die große Mehrheit ihrer Vertreter sei zu-
frieden damit, Zugriff auf Posten im Staatsapparat 
zu haben. Präsident Hugo Bánzer sah seinen Traum 
erfüllt, demokratisch zum Präsidenten gewählt wor-
den zu sein und so das Bild vom „Diktator Bánzer“ 
aus seiner ersten Regierungszeit von 1971 bis 1978 
auslöschen zu können. Vizepräsident Jorge Quiroga 
hatte Ambitionen als technokratischer Modernisie-
rer, sah sich jedoch blockiert durch die Macht der so 
genannten „Dinosaurier“ der Regierungspartei. Die 
Präsidentschaft Quirogas 2001/2002 – Hugo Bánzer 
hatte sich aus gesundheitlichen Gründen zurückzie-
hen müssen – gab ihm nicht die notwendige Zeit, 
um ein eigenes politisches Profil zu gewinnen, das 
an der genannten öffentlichen Wahrnehmung etwas 
hätte ändern können.

Die durch die Vorgängerregierung eingeleiteten 
Reformen wurden nicht zurückgenommen, ver-
liefen jedoch im Sand. Es gab keinen erklärten 
politischen Willen der Regierung, den Reform-
prozess zu vertiefen. Eine dramatische Schwä-
che staatlicher Institutionen war zu verzeichnen. 
In der bolivianischen Gesellschaft herrschte eine 
starke Unzufriedenheit mit „der politischen Klas-
se“ insgesamt. Nicht nur das Ansehen der Regie-
rungsparteien, sondern der Politik überhaupt war 
schwer geschädigt.

In diesem Kontext fand im Jahr 2000 in Coch-
abamba der „Krieg um das Wasser“ statt. Das 
private Unternehmen „Aguas del Tunari“, Teil 
wiederum des US-Unternehmens Bechtel, erhöh-
te drastisch die Wasserpreise in der viertgrößten 
Stadt Boliviens. Der allumfassende Protest über-
schritt alle Grenzen zwischen sozialen Gruppen in 
der Stadt. „Aguas del Tunari“ sah sich schließlich 
gezwungen, sich aus der Wasserversorgung von 
Cochabamba zurückzuziehen.

Es fällt auf, dass der Protest von keinem etablier-
ten Akteur in Cochabamba organisiert wurde. 
Weder die Gewerkschaftsbewegung noch eine po-
litische Partei verfügten in der Protestbewegung 
über eine herausgehobene Rolle. Es kam zu einem 
gesellschaftlichen Lernprozess bezüglich der eige-
nen Mobilisierungskraft. 

Von diesem Moment an ist das Etikett „anti-neo-
liberal“ deutlich als prägend für soziale Mobili-
sierung ebenso wie für die Außendarstellung des 
sozialen Protestes wahrzunehmen. Die internatio-
nale Antiglobalisierungsbewegung identifizierte 
sich stark mit dem Protest in Bolivien.

2.3	 Die zweite Regierung Sánchez de Loz-
ada 2002-2003

Die Wahlen des Jahres 2002 waren geprägt durch 
ein Establishment, das nicht mehr handlungsfähig 
zu sein schien, und durch neue Kräfte der Opposi-
tion – der MAS mit Evo Morales – die gerade erst 
begannen, sich als politische Kräfte mit der Op-
tion auf die Ausübung von Macht zu profilieren. 
Die weit verbreitete Unzufriedenheit führte zu ei-
nem wenig klaren Wahlergebnis. Mit sehr gerin-
gem Vorsprung setzte sich Sánchez de Lozada ge-
gen Evo Morales und den Favoriten Manfred Rey-
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es Villa durch. Aus den folgenden Verhandlungen 
im Parlament entstand eine Koalition von Sánchez 
de Lozadas MNR mit dem MIR von Jaime Paz Za-
mora, eine Koalition, die nie Vertrauen erwecken 
konnte. Ein letztes Mal funktionierte die concerta-
ción, die seit 1985 die Regierbarkeit des Landes 
gesichert hatte. Im Vordergrund stand allerdings 
eine Logik des  Sachzwangs: es blieb eben keine 
andere Möglichkeit.

Die Unzufriedenheit in der Gesellschaft äußer-
te sich nicht nur im Aufkommen sozialer Bewe-
gungen, sondern auch innerhalb von staatlichen 
Institutionen. Im Februar 2003 kam es mit dem 
Aufstand von Polizeieinheiten zu einer ersten 
Krise, die die Handlungsfähigkeit der Regierung 
Sánchez de Lozada in Frage stellte. Die Forderun-
gen der aufständischen Polizisten bezogen sich 
offenbar im Wesentlichen auf Gehaltserhöhungen, 
jedoch kam es zu einem Ausbruch von Unzufrie-
denheit bis hin zu den Schüssen auf den Präsi-
dentenpalast, die zum Tod des Präsidenten hätten 
führen können. Nach zwei Tagen blutiger Ausein-
andersetzungen zwischen Einheiten von Polizei 
und Militärs, nach zwei Tagen, in denen La Paz 
de facto über keine etablierte staatliche Autorität 
mehr verfügte, konnte die Situation unter Kon-
trolle gebracht werden. Es wurde allerdings deut-
lich, welche Dimensionen die institutionelle Krise 
des bolivianischen Staates hatte.

Die Konfliktdynamik des Jahres 2003 ist geprägt 
einerseits durch die Unfähigkeit des Präsidenten, 
die sozialen Prozesse innerhalb der bolivianischen 
Gesellschaft zu verstehen, andererseits durch eine 
zunehmende und ausufernde symbolische Bedeu-
tung des Etikettes „anti-neoliberal“, verbunden 
mit einem wachsenden Bewusstsein organisierter 
Minderheiten von ihrem eigenen Erpressungspo-
tenzial durch Blockaden und damit die Lahmle-
gung des Landes.

Die Proteste in El Alto, die schließlich im Oktober 
2003 zur Flucht des Präsidenten Sánchez de Loza-
da führten, entstanden aus einem politisch neben-
sächlichen Anlass heraus. Der Anlass war zweit-
rangig, der Kontext führte zur Eskalation. Einige 
Führungspersönlichkeiten in El Alto mobilisierten 
wiederum mit den Fahnen des Antineoliberalis-
mus, diesmal rund um das Thema der boliviani-
schen Gasvorkommen. Dieser bedeutendste boli-
vianische Rohstoff wurde, so der Blickwinkel der 

Protestierer, an transnationale Unternehmen ver-
schenkt. Außerdem kamen nationalistische Stim-
men gegen den Gasexport in die USA und gegen 
den Export über chilenisches Territorium auf, 
Letzteres im Kontext des historischen Konfliktes 
zwischen Bolivien und Chile um den von Bolivien 
im 19. Jahrhundert an Chile verlorenen Zugang 
zum Pazifik.

Blockaden brachten La Paz an den Rand des Zu-
sammenbruchs. Lebensmittel wurden knapp, 
ebenso Benzin. Es kann allerdings keine Rede 
von einem allgemeinen Volksaufstand in El Alto 
sein. Organisierte Minderheiten mit ehrgeizigen 
Führungspersönlichkeiten dominierten die Bloc-
kaden. Die Blockierer wurden in vielen Fällen von 
diesen organisierten Minderheiten mit Drohungen 
zur Teilnahme an den Aktionen gezwungen. Erst 
als die Regierung Sicherheitskräfte einsetzte, um 
einen Benzintransport nach La Paz zu erzwingen, 
als die folgenden Auseinandersetzungen mehr als 
70 Todesopfer forderten, wurde der Protest in El 
Alto zum Volksaufstand. Es ist anzumerken, dass 
Evo Morales und der MAS in dieser Bewegung 
keine herausgehobene Rolle spielten. Im Oktober 
2003 sah sich Präsident Sánchez de Lozada ge-
zwungen, zurückzutreten und das Land zu ver-
lassen.

2.4	 Die Regierung Carlos Mesa 2003-2005

In einem Ambiente von Gewalt und Protest wur-
de es möglich, eine verfassungsgemäße Nachfolge 
im Präsidentenamt zu garantieren. Der bisherige 
Vizepräsident Carlos Mesa, der sich kurz zuvor 
von der Anwendung von Gewalt durch die Re-
gierung distanziert hatte, übernahm das Präsiden-
tenamt. Mesa konnte sich auf eine Popularität von 
über 70 Prozent stützen. Er verfügte jedoch nicht 
über eine eigene Fraktion im Parlament, ebenso 
wenig integrierte er Vertreter von organisierten 
sozialen Akteuren in seine Regierung. Der neue 
Präsident versuchte, den sozialen Forderungen, 
die weiterhin formuliert wurden, nachzukom-
men. In Bezug auf den Gasexport wurde eine 
Volksabstimmung durchgeführt, von zweifelhaf-
ter Qualität, da die komplizierten Fragen es nicht 
erlaubten, eine klare Position einzunehmen. Den 
„Erfolg“ in der Volksabstimmung interpretierte 
der Präsident als Legitimierung seiner Regierung 
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an den Wahlurnen. Mesa entschied, eine Präsi-
dentschaft bis zum Ende der Legislaturperiode im 
Jahr 2007 anzusteuern. Wahrscheinlich war es ein 
fataler Irrtum zu glauben, dass es möglich wäre, 
ohne organisierte politische Unterstützung, nur 
auf Grundlage von Meinungsumfragen zu regie-
ren. Die organisierten Minderheiten, in vollem 
Bewusstsein ihres Erpressungspotenzials, mo-
bilisierten weiter und zwangen Präsident Mesa 
schließlich zum Rücktritt.

2.5	 Die Regierung Rodríguez Veltzé 2005

Im Jahr 2005 fand erneut ein verfassungsgemä-
ßer Wechsel im Präsidentenamt statt. Die Präsi-
denten von Senat und Abgeordnetenhaus – beide 
sehr umstritten – verzichteten unter starkem po-
litischen Druck darauf, die Nachfolge in der Prä-
sidentschaft anzutreten. Als letzter potenzieller 
Nachfolger verblieb der Präsident des Obersten 
Gerichtshofes, Eduardo Rodríguez Veltzé. Seine 
Regierung wurde, was die Regierung Carlos Mesa 
hätte sein müssen: eine Übergangsregierung zur 
Vorbereitung von Neuwahlen, um der nächsten 
Regierung neue demokratische Legitimität zu ver-
leihen.

3.	D ie wichtigsten Konfliktszenarien 
und ihre wesentlichen Akteure

3.1	 Die ethnische Dimension

Die ethnisch begründete Konfliktivität hat in den 
aktuellen Konfliktszenarien eine wesentlich gerin-
gere Bedeutung, als ihr üblicherweise von außen 
zugeschrieben wird. Es kann von einer ethnischen 
Verpackung der Konfliktszenarien in den vergan-
genen Jahren gesprochen werden. Angesichts der 
Vielzahl und Heterogenität indigener Organisa-
tionen ebenso wie von Bauernorganisationen, an-
gesichts der Konflikte und Rivalitäten zwischen 
ihnen hat jeder Diskurs, der die Formulierung 
von „indigenen Forderungen“ insgesamt für sich 
in Anspruch nimmt, wenig Bezug zur sozialen 
Realität Boliviens.

Ein Akteur, der das ethnische Bild der Konflik-
tivität in den Vordergrund stellte, war Evo Mo-
rales. Seit mehreren Jahren integrierte er mehr 

und mehr ethnische Elemente in seinen Diskurs. 
Derartige Diskurse hatten im Wesentlichen zwei 
Funktionen: Zum einen knüpft ein „ethnisches 
Erscheinungsbild“ an die Mode des Ethnischen 
sowohl in der internationalen globalisierungskri-
tischen Bewegung als auch unter ausländischen 
Geldgebern und bis hin zu internationalen Institu-
tionen an. Zum zweiten war für Evo Morales und 
den MAS von Bedeutung, den Aymara-Führer Fe-
lipe Quispe politisch zu neutralisieren.

Es war vor allem Felipe Quispe, der sich mit ra-
dikalen ethnizistischen Forderungen profilierte. 
Er forderte eine Rückkehr zum Tawantinsuyu, zu 
den Strukturen des Inkareiches. Die „Weißen“ Bo-
liviens müssten sich, so die Position Quispes, der 
indigenen Mehrheit unterordnen, die über die hi-
storisch älteren Rechte verfüge, das Geschick Boli-
viens zu bestimmen. Seine soziale Basis ist zahlen-
mäßig und geographisch auf den Altiplano in der 
Nähe von La Paz beschränkt, vor allem in seiner 
Heimatregion Achacachi am Titicacasee verfügte 
Felipe Quispe über Einfluss.

Mit dem Schwerpunkt auf ethnische Argumenta-
tionsmuster zusätzlich zu diskursiven Elementen, 
die als popular� bezeichnet werden können, konn-
te der MAS mit Evo Morales verhindern, dass nur 
Felipe Quispe sich mit ethnischen Argumenten 
hätte profilieren können. Quispe hätte in keinem 
Fall entscheidenden politischen Einfluss erreichen 
können, aber ein Felipe Quispe mit einer Minder-
heitsfraktion im Parlament wäre doch ein dauern-
der Faktor der Bedrohung und der Störung für 
eine Regierung des MAS gewesen. Die Wahlen 
2005 führten zu einer Niederlage Felipe Quispes 
auf ganzer Linie. Er verlor sogar seine Hochburg 
Achacachi an den MAS.

Mögliche ethnische Konfliktszenarien in Bolivien 
stehen im Kontext einer wesentlich komplexeren 
sozialen Realität, als dass sie mit einer Teilung 
der Gesellschaft in eine weiße, mächtige und rei-
che Minderheit gegenüber einer indigenen, un-
terdrückten und armen Mehrheit beschrieben 
werden könnte. Die Revolution des MNR von 

� Der in Lateinamerika viel gebrauchte Begriff popular ist unübersetz-
bar. Er bezeichnet als Sammelbegriff die Welt “des Volkes”, sowohl mit 
ökonomischen als auch mit kulturellen Konnotationen,  in Abgrenzung 
von Ober- und Mittelschichten. Der Begriff beinhaltet keine ethnische 
Zuschreibung, sondern nimmt eine soziale Differenzierung vor. 
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1952 war mit dem Versprechen verbunden, die 
Indigenen zu Staatsbürgern Boliviens zu machen. 
Das allgemeine Wahlrecht wurde eingeführt, eine 
Agrarreform fand statt. Die indios wurden zu cam-
pesinos, zu Bauern. Gewerkschaftliche und soziale 
Identitäten nahmen zunehmend größeren Raum 
ein gegenüber ethnischen Identitäten. Mit der 
kataristischen Bewegung gab es eine Strömung, 
getragen vor allem von Intellektuellen, die eine 
Wiederbelebung ethnischer Identitäten mit poli-
tischer Relevanz forderten, ihre Bedeutung blieb 
allerdings auf bestimmte Regionen beschränkt.

In den vergangen Jahrzehnten ist die bolivianische 
Gesellschaft zu einer mehrheitlich städtischen Ge-
sellschaft geworden. Ohne weiteres ließe sich die 
Mehrheit der Bewohner von La Paz und noch 
mehr in El Alto mit dem Etikett „indigen“ ver-
sehen, ihre Forderungen haben jedoch viel mehr 
sozialen als ethnischen Charakter. Dieser Schwer-
punkt ist deutlich festzustellen in den Diskursen 
gewerkschaftlicher Organisationen ebenso wie 
anderer sozialer Organisationen wie etwa Nach-
barschaftskomitees u.a. Ohne jeden Zweifel wird 
ethnische begründete Diskriminierung wahrge-
nommen, und gleichzeitig wird ein kulturell ver-
trauter öffentlicher Raum gesucht. Ein Beleg dafür 
ist der Erfolg des 1997 verstorbenen Carlos Palen-
que in La Paz mit seinen Radio- und Fernsehpro-
grammen. Er richtete sich explizit an die städti-
sche Aymara-Bevölkerung und bot dieser einen 
medialen Raum – mit durchschlagendem Erfolg. 
Aber im Ergebnis steht keine Forderung nach ei-
ner Rückkehr zu einer idealisierten Vergangen-
heit, sondern die Forderung nach einer Integrati-
on, verstanden im Sinne von Zugang zu Bildung, 
zu Beschäftigung und von Anerkennung durch 
die bolivianische Gesellschaft, danach, ohne jede 
Diskriminierung einen Teil dieser zu bilden.

Schon seit vielen Jahren lässt sich „indigen“ nicht 
mehr ohne weiteres mit „arm“ gleichsetzen. Eine 
soziale Differenzierung hat innerhalb des indi-
genen Spektrums stattgefunden. Die Märkte von 
La Paz werden von Aymara-Händlerinnen do-
miniert, die beträchtliche Gewinne erzielen. Es 
besteht wiederum eine deutliche soziale Distanz 
wischen diesen und Bauern, die gerade erst vom 
Land in der Stadt angekommen sind.

Das Spektrum indigener Organisationen ist ge-
kennzeichnet durch starke Heterogenität und eine 

Vielfalt von Diskursen, in denen sich indianisti-
sche, gewerkschaftliche und soziale Elemente mi-
schen. Es besteht vielfach eine Rivalität zwischen 
indigenen Führungspersönlichkeiten und Organi-
sationen. „Die Indigenen“ als kohärenter, kollekti-
ver Akteur existieren in Bolivien nicht.

Darüber hinaus ist die ethnische Diversität inner-
halb des indigenen Spektrums zu berücksichtigen. 
In der bolivianischen Politik ist es vor allem die 
Präsenz von Aymara-Vertretern, besonders aus 
der Region La Paz, die sichtbar wird. Es gibt eine 
Tendenz von Aymara-Seite, die Vertretung „der 
Indigenen“ insgesamt für sich in Anspruch zu 
nehmen. Die radikalsten indianistischen Diskurse 
haben bei den Aymara ihren Ursprung. 

In Zentralbolivien jedoch, in den Departements 
Cochabamba und Chuquisaca, leben vor allem 
Quechuas mit eigenen Führungspersönlichkeiten 
und Organisationen, die sich nicht notwendiger-
weise von Aymaras vom Altiplano vertreten füh-
len. Es besteht vielmehr ein Misstrauen und eine 
Sorge angesichts der Aymara-Dominanz in der 
Artikulation „des Indigenen“ in Bolivien.

Die zahlreichen und zahlenmäßig kleinen indi-
genen Völker des östlichen Tieflandes nehmen 
eine besondere Position im Spektrum der indige-
nen Organisationen Boliviens ein. Anders als in 
der Andenregion ist im Tiefland die Forderung 
nach Territorium von zentraler Bedeutung, da es 
für viele Ethnien darum geht, den notwendigen 
Raum zu sichern, um Elemente traditioneller Le-
bensformen beibehalten zu könnnen – die sich 
wiederum längst starken externen Einflüssen aus-
gesetzt sehen.

Zusammenfassend ist zu betonen, dass, auch 
wenn die bolivianische Gesellschaft sich nicht klar 
nach ethnischen Kriterien differenzieren lässt, 
doch auch nicht von einer mestizischen Gesell-
schaft die Rede sein kann, im Sinne einer kultu-
rellen Uniformierung mit weitgehend kollektiv 
geteilten kulturellen Mustern. Die Differenz exi-
stiert, es existiert auch deren Wahrnehmung, und 
diese Wahrnehmung manifestiert sich in der Exi-
stenz von kleinen, indianistisch orientierten poli-
tischen Akteuren ebenso wie in entsprechenden 
diskursiven Elementen bei anderen relevanten 
politischen Akteuren. Wenn sich auch Konflik-
tivitäten in ethnisch begründeten Argumenten 
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und Diskursen ausdrücken können, ist die Selbsti-
dentifikation doch viel mehr popular als indigen. 
Auch der Begriff popular beinhaltet eine kulturelle 
Abgrenzung von der „Welt der Weißen“, enthält 
aber gleichzeitig ein auf Integration gerichtetes 
Element, eine nationale Identifikation jenseits der 
ethnischen Zugehörigkeit, die es erlaubt, an einen 
erfolgreichen Umgang mit den bestehenden Kon-
fliktivitäten zu denken.

3.2	 Die ökonomisch-soziale Dimension

Das ökonomisch-soziale Konfliktszenario hat we-
sentlich nationalen Charakter. Wie bereits in Zu-
sammenhang mit der ethnischen Konfliktivität 
erwähnt, stellen die im Protest Mobilisierten vor 
allem ökonomische und soziale Forderungen. Im 
Wesentlichen geht es um den Zugang zu Chancen 
und um Integration in die bolivianische Gesell-
schaft. Das wichtigste Konfliktszenario, rund um 
das Thema der Verfügung über die Gasvorkom-
men, bezieht sich explizit auf die nationale Ebene. 
Andernfalls wäre kaum erklärbar, wie die mögli-
chen Einnahmen aus der Ausbeutung von natür-
lichen Ressourcen im östlichen Tiefland Anlass 
für soziale Mobilisierung auf dem Altiplano sein 
könnten.

Es gibt Potenziale, um diese Dimension von Kon-
fliktivität erfolgreich zu bearbeiten. In Bezug auf 
das Streben von benachteiligten Bevölkerungs-
gruppen nach Zugang zu Chancen liegen diese 
Potenziale zunächst in klassischen wirtschafts- 
und sozialpolitischen Maßnahmen. Die dafür 
potenziell verfügbaren Ressourcen des boliviani-
schen Staates sind selbstredend äußerst begrenzt. 
Möglicherweise könnten zusätzliche Staatseinnah-
men aus dem Gasgeschäft Mittel dafür zur Verfü-
gung stellen, mit entsprechender Prioritätenset-
zung auf diesem Gebiet Fortschritte zu erzielen.

In Bezug auf die Gas- und Ölvorkommen ist in 
den wenigen Monaten der Regierung Evo Mora-
les bereits ein Wandel der politischen Verortung 
der entsprechenden Konfliktivität festzustellen. 
Es geht nicht mehr um ein Spektrum von organi-
sierten sozialen Akteuren, die damit drohen wür-
den, den Staat lahm zu legen und die Regierung 
zu stürzen. Entsprechende Diskurse existieren 
weiterhin bei Teilen der gewerkschaftlichen Füh-
rungspersönlichkeiten, aber es ist ein Bewusstsein 

davon festzustellen, dass solche Diskurse nicht 
mehr die gleiche Mobilisierungskraft entwickeln 
wie vor der Wahl von Evo Morales. Einige mögen 
dies beklagen, vorherrschend ist allerdings gegen-
wärtig die Erwartung, ausgehend von der symbo-
lischen Überhöhung des Themas, die Regierung 
Morales möge tief greifende Maßnahmen in Rich-
tung auf die Verstaatlichung der bolivianischen 
Bodenschätze vornehmen.

Diese weit verbreitete Haltung geht von einer sehr 
rationalen Analyse der Situation aus. Es besteht 
keine Perspektive, mit einer anderen Regierung 
bessere Aussichten auf entsprechende politische 
Schritte zu erreichen. Man setzt auf die Regierung 
Morales. Skepsis ist vorhanden und sorgt dafür, 
dass der Regierung kaum bedingungslose Unter-
stützung zuteil wird. Aber es ist – mit Ausnahme 
zahlenmäßig kleiner Gruppen – kein ernsthafter 
Versuch aus dem Protestlager in Sicht, die Regie-
rung Morales in eine Situation politischer Hand-
lungsunfähigkeit zu treiben.

Die Ereignisse, die ihren Höhepunkt in der de-
kretierten „Nationalisierung“ der Öl- und Gas-
vorkommen am 1. Mai 2006 fanden, scheinen zu 
belegen, dass der Präsident die Situation richtig 
interpretiert. Die von ihm eingeleiteten Maßnah-
men lassen sich in erster Linie als Zeichen nach 
innen, gegenüber seinen Wählern interpretieren. 
Evo Morales brauchte einen spektakulären Akt, 
mit dem der zentralen Forderung in Bezug auf das 
Thema Gas nachgekommen würde – mit Blick im-
mer auch auf die im Juli 2006 anstehenden Wah-
len zur Verfassungsgebenden Versammlung, die 
Bolivien noch Monate nach der Präsidentschafts-
wahl in eine Situation des Dauerwahlkampfes ge-
bracht haben. Morales musste zeigen, dass er sich 
nicht den transnationalen Unternehmen unterwirft 
– dies zeigt auch der Konflikt mit der spanischen 
Repsol wegen angeblichen Schmuggels von Öl. 

In gewisser Weise hat sich das Konfliktpotenzial 
kurzfristig auf eine andere Ebene verlagert. Wäh-
rend Evo Morales sich auf der nationalen Ebene 
im kollektiven Applaus seiner Basis sonnen kann, 
ist auf internationaler Ebene in Bezug auf das Ver-
hältnis Boliviens zu seinen Nachbarn und gleich-
zeitig Abnehmern des Gases, allen voran Brasili-
en, ein neues Konfliktszenario entstanden.

Es stellt sich die Frage, bis zu welchem Punkt die 
bolivianische Regierung in der Lage sein wird, 
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dieses Modell der Schaffung interner Kohäsion 
unter Inkaufnahme eines Konfliktes mit wichtigen 
internationalen Partnern wird durchhalten kön-
nen. Kurzfristig mag Evo Morales mit dieser Po-
litik Erfolg haben. Brasilien und Argentinien etwa 
auf zwei Jahre hin nicht in der Lage, auf die Ga-
seinfuhren aus Bolivien zu verzichten. Bilaterale 
Verhandlungen sind im Gang, die Interessen der 
staatlichen brasilianischen Gesellschaft Petrobras 
sind stark betroffen. Brasilien hat allerdings be-
reits die strategische Entscheidung getroffen, rund 
22 Mrd. US-Dollar zu investieren, um vom boli-
vianischen Gas unabhängig zu werden. Der Ver-
lust des brasilianischen Marktes hätte unabsehba-
re Folgen für Bolivien, da erhebliche Investitionen 
in industrielle Infrastruktur zur Gasverflüssigung 
und in Transportkapazitäten notwendig wären, 
um alternative Märkte bedienen zu können. Boli-
vien verfügt gegenwärtig nicht über diese Kapa-
zitäten. Die brasilianische Regierung hat jedoch 
kaum ein Interesse daran, Bolivien zu isolieren 
und damit eine Spaltung zwischen einer „mode-
raten Linken“ unter brasilianischer Führung ei-
nerseits und einer „chavistischen Linken“ unter 
venezolanischer Führung andererseits zu fördern. 
Was im Moment aussieht wie ein bolivianischer 
Sieg – höhere Preise für das Gas – könnte mittel- 
und langfristig in dem Maße zu einem ernsthaften 
Problem werden, in dem Bolivien neue Märkte für 
sein Gas suchen müsste. 

Festzuhalten ist daher, dass die Relevanz des The-
mas „Gas“ für die interne Konfliktivität in Bolivi-
en zunächst begrenzt sein wird. Kurzfristig wird 
Bolivien höhere Preise für sein Gas durchsetzen 
– teilweise ist dies bereits geschehen. Die bolivia-
nische Regierung wird damit einige wirtschafts- 
und sozialpolitische Maßnahmen umsetzen kön-
nen, die ihren Wählern den Eindruck vermitteln 
könnten, es gehe auch auf diesem Gebiet vor-
wärts.

Neben der Konfliktivität auf internationaler Büh-
ne rund um das bolivianische Gas, existiert ein 
weiteres Konfliktpotenzial in Bezug auf die re-
gionale Verteilung der zu erwartenden Einkünfte. 
Auf diese wird im Folgenden noch gesondert Be-
zug genommen.

Ein weiteres Konfliktszenario mit grundsätzlich 
ökonomischen, aber auch einigen ethnisch be-
gründeten Charakteristika, liegt in der Frage der 

Landverteilung in Bolivien. Im östlichen Tiefland 
existieren Latifundien, ebenso große Ländereien 
im Privatbesitz, die wirtschaftlich nicht produktiv 
genutzt werden.

Nicht nur im bolivianischen Osten, aber vor allem 
im Tiefland ist es zu Landbesetzungen gekom-
men. Es existiert eine organisierte Landlosenbe-
wegung („Movimiento sin Tierra”) mit allerdings 
begrenzter Repräsentativität angesichts der Tat-
sache, dass zahlreiche Landbesetzungen von nicht 
organisierten Gruppen vor allem von aus den An-
den stammenden Siedlern durchgeführt werden. 

Die Frage der Landverteilung hat eine spezifisch 
ethnische Konnotation in den Forderungen meh-
rerer indigener Völker des östlichen Tieflandes 
nach Territorium, um – wie bereits zuvor ausge-
führt – die Grundlage für die Pflege tradierter Le-
bensformen zu schaffen. 

Die Regierung Morales hat im Juli 2006 eine Re-
form des „Gesetzes über das Nationale Institut für 
Agrarreform“ (Ley INRA) vorgestellt. Mit der vor-
geschlagenen Novellierung wäre die Enteignung 
von Land möglich, unter der Bedingung der Ent-
schädigung und ausschließlich zum Zweck, Ter-
ritorium für bestimmte indigene Völker zu schaf-
fen. Das Projekt wurde mit Vertretern der Agro-
industrie aus Santa Cruz koordiniert. Gleichzeitig 
betont die Regierung ihr Anliegen, die Rechtssi-
cherheit in Bezug auf Landbesitz zu garantieren 
und keinesfalls Landbesetzungen durch diejeni-
gen, die sich „landlos“ nennen, zu legalisieren. 

Das Konfliktpotenzial im Bereich Landbesetzun-
gen ist komplex. Es reduziert sich keineswegs auf 
ein Schema „Arme ohne Land besetzen Land der 
Reichen“. Das Spektrum umfasst auch diejenigen, 
die sich unter dem Etikett „Landlose“ bereichern 
wollen bis hin zu Versuchen, über scheinbar 
spontane, tatsächlich aber geplante Landkonflikte 
eine Regierung zu destabilisieren, die sich in ei-
nem Dilemma befindet: Entweder werden Land-
besetzungen toleriert, dafür leidet das Vertrauen 
in Rechtssicherheit, oder Land wird unter Einsatz 
staatlicher bewaffneter Kräfte geräumt, mit dem 
Risiko, als „Verräter an den Interessen des Vol-
kes“ beschimpft zu werden. Noch ist kein kohä-
renter Ausweg aus dem Dilemma in Sicht.
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3.3	 Die regionale Dimension

Kein relevanter Akteur betreibt ernsthaft die 
Spaltung Boliviens. Auf der Tagesordnung ste-
hen regionale Autonomien, ein Thema, das in der 
Verfassungsgebenden Versammlung ausführlich 
diskutiert werden wird. Das Konfliktpotenzial 
besteht in Bezug auf die vorgeschlagenen Au-
tonomiemodelle. Aus dem Umfeld des „Comité 
Pro Santa Cruz“, einer Vereinigung vor allem von 
regionalen Eliten in Santa Cruz ohne weitere de-
mokratische Legitimation, stammt der Vorschlag 
einer am Modell Kataloniens orientierten Auto-
nomie. Eine solche Autonomie allerdings wäre für 
andere Regionen Boliviens kaum vorstellbar, mit 
Ausnahme möglicherweise von Tarija und Cocha-
bamba, da in den anderen Departements die nöti-
gen ökonomischen Grundlagen fehlen.

Ein zentrales Thema jedes Vorschlags zur regio-
nalen Autonomie liegt in der Verteilung der Ein-
künfte, die aus Bodenschätzen aus der jeweiligen 
Region erzielt werden. Ein weiteres Konfliktpo-
tenzial liegt in einer möglichen Diskussion um 
neue Grenzen von Regionen, abweichend von den 
heutigen Grenzen der neun Departements. Dieses 
Thema hat durch die jüngste Forderung nach ei-
nem zehnten Departement „Gran Chaco“ eine be-
sondere Relevanz gewonnen, in dem ein Großteil 
der Gasvorkommen Boliviens liegen würde.

Die Initiative hin zu regionalen Autonomien 
kommt aus Santa Cruz de la Sierra. Im Westen des 
Landes besteht der Verdacht, es ginge im Kern um 
den Versuch der Eliten in Santa Cruz, ihre wirt-
schaftlichen Interessen über die Autonomiediskus-
sion mit dem Ziel durchzusetzen, einen Großteil 
der in Santa Cruz erwirtschafteten Einkünfte in der 
Region zu behalten, ohne allzu viel mit dem armen 
und von Aymara bewohnten Westen zu teilen.

Wenn auch dieser Verdacht nicht ganz unbegrün-
det ist, gilt es doch zu differenzieren. Wie bereits 
erwähnt, orientiert sich der relevanteste Autono-
mievorschlag am Modell Kataloniens innerhalb 
des spanischen Nationalstaats. Er gründet nicht 
nur auf wirtschaftlichen Interessen, sondern auch 
auf einer Wahrnehmung kultureller Unsichtbar-
keit. Der bolivianische Staat wird als dominiert 
durch einen angeblichen Zentralismus in La Paz 
wahrgenommen. Es gibt Klagen beispielsweise 
darüber, in Schulbüchern werde Bolivien nur als 

andin dargestellt. Gleiches gilt in Bezug auf die 
Außendarstellung des Landes durch die Zentral-
regierung. Darüber hinaus wird beklagt, im bo-
livianischen Westen bestünden Vorurteile dahin 
gehend, das vorgeschlagene Autonomiemodell sei 
oligarchisch und separatistisch.

Der Vorschlag als solcher ist weder antidemokra-
tisch noch oligarchisch. Es sind demokratische 
Mechanismen auf regionaler Ebene vorgesehen, 
die eine politische Teilhabe auch der andinen Mi-
granten in Santa Cruz ermöglichen würden, die 
heute einen Großteil der Bevölkerung stellen. Ein 
starkes Argument der Verfechter dieser Autono-
mie lautet: „Wir wollen nichts anderes als ein Mo-
dell, das in Europa längst als ausgesprochen de-
mokratisch akzeptiert worden ist.“

Im Kern liegt das Problem in der Verteilung von 
Steuereinnahmen und in der Gestalt möglicher 
Kompensationsmechanismen. Die anderen De-
partements, neben Santa Cruz, Tarija und Coch-
abamba können keine solide regionale Struktur 
aufbauen. Aus Santa Cruz wird gesagt, keine Re-
gion – ebenso wie in Spanien – wäre verpflichtet, 
eine Autonomie auszuüben. Hier stellt sich aller-
dings die Frage, ob dies nicht bedeuten würde, 
dass jede wirtschaftlich vergleichsweise starke 
Region die Autonomie erklärt, während beim 
Zentralstaat die Armen verbleiben. Ein anderes 
denkbares Modell wäre der Schritt hin zu einem 
föderalen System, in dem alle Regionen bestimm-
te Rechte und Verpflichtungen hätten. Dies würde 
voraussetzen, eine Form der Verteilung staatlicher 
Ressourcen zu finden, die auch Transferleistun-
gen der stärkeren Regionen hin zu den Schwäche-
ren beinhalten würde – ein Problem, das aus dem 
deutschen Föderalismus wohlbekannt ist. 

Es ist außerdem zu berücksichtigen, dass es Zwi-
schenpositionen gibt, jenseits des konkreten Vor-
schlags aus Santa Cruz. Die Departements der zen-
tralbolivianischen Täler, Cochabamba, Chuquisaca 
und Tarija, liegen in den Anden, aber nicht auf dem 
Altiplano, sie sind weit entfernt einerseits vom an-
geblichen Dominanzstreben der Aymara-Regionen 
auf dem Altiplano, andererseits teilen sie aber auch 
nicht in der gegebenen Form die Klagen von Santa 
Cruz. Diese Regionen sind geographisch und wirt-
schaftlich sowohl dem Westen als auch dem Osten 
verbunden und sind somit in gewisser Weise die 
„bolivianischsten“ Regionen des Landes.
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Eine der großen Herausforderungen für die Ver-
fassungsgebende Versammlung liegt darin, eine 
Konsensformel zu einem Autonomiemodell zu 
finden. In der Volksabstimmung über die Auto-
nomien, die gemeinsam mit der Wahl zur Ver-
fassungsgebenden Versammlung am 2. Juli 2006 
durchgeführt wurde, hat das „ja“ zu den Autono-
mien im gesamten „östlichen Halbmond“, also in 
Tarija, Santa Cruz, Beni und Pando gewonnen. In 
den verbleibenden fünf Departements La Paz, Or-
uro, Potosí, Cochabamba und Chuquisaca, hat das 
„nein“ eine Mehrheit. Präsident Evo Morales hatte 
sich öffentlich deutlich gegen die regionalen Au-
tonomien ausgesprochen. Für die Verfassungsge-
bende Versammlung ist die Situation damit noch 
komplizierter geworden. Auf nationaler Ebene 
hat das „nein“ gewonnen, die Minderheit, die mit 
„ja“ gestimmt hat, ist aber so stark und beherrscht 
außerdem den bolivianischen Osten, dass man sie 
kaum wird ignorieren können.

In einer Autonomieregelung, respektive Regiona-
lisierung oder Föderalisierung, könnte der tiefgrei-
fendste Wandlungsprozess begründet liegen, der 
in der neuen bolivianischen Verfassung enthalten 
sein wird. Das Konfliktpotenzial zwischen We-
sten und Osten ist erheblich, allerdings ist zu be-
tonen, dass dieses Konfliktpotenzial gerade durch 
die Verfassungsgebende Versammlung kanalisiert 
werden kann. Solange ein institutioneller Weg der 
Konfliktbearbeitung über die Verfassungsgebende 
Versammlung offen steht, ist nicht anzunehmen, 
dass in Bezug auf die regionale Konfliktivität eine 
Eskalation im Sinne von Mobilisierungen und so-
zialen Konflikten entstehen wird.

Die Haltung der Regierung Morales wird von 
zentraler Bedeutung sein. Der Präsident und der 
MAS haben ein Interesse daran, dem Zentral-
staat den Zugriff auf einen Großteil der Einnah-
men aus dem Gasgeschäft zu ermöglichen, denn 
nur aus dieser Quelle können die notwendigen 
Mittel kommen, um die Forderungen ihrer Basis 
teilweise zu befriedigen. Dieses Anliegen findet 
allerdings ein politisches Gegengewicht in den 
Präfekten der neun Departements, die zum ersten 
Mal direkt gewählt worden sind. In der Verfas-
sungsgebenden Versammlung verfügt der MAS 
über eine Mehrheit, nicht allerdings über eine 
Zweidrittelmehrheit, die es ihm erlauben würde, 
eine Verfassung nach gusto durchzusetzen. Mög-
licherweise wird der MAS der Versuchung erlie-

gen, den Regionalisierungsprozess zu blockieren 
– die Folge wäre höchst wahrscheinlich eine Ver-
schärfung des Konfliktes.

Es gibt die Initiative im bolivianischen Chaco, ein 
zehntes Departement „Gran Chaco“ zu gründen, 
das aus Teilen der gegenwärtigen Departements 
Santa Cruz, Tarija und Chuquisaca bestehen wür-
de, darunter die Gebiete mit den größten Gasvor-
kommen des Landes. An der Formulierung die-
ser Forderung im April 2006 waren lokale Eliten 
ebenso beteiligt wie indigene Organisationen der 
Guaraní. Es sind keine konkreten Folgen dieser 
Initiative zu erwarten, das Thema hat jedoch Ein-
gang in die politische Tagesordnung gefunden. 
Schon ist von anderen möglichen Initiativen die 
Rede. Im Beni beispielsweise könnten die lokalen 
Eliten von Riberalta ein Interesse daran haben, 
eine „amazonische“ Region zu gründen und sich 
damit von der Hauptstadt des Departements, Tri-
nidad, zu lösen.

Es ist nicht abzustreiten, dass die gegenwärtigen 
Departements in vielen Fällen Grenzen haben, die 
nicht der tatsächlichen Artikulation von Regionen 
mit ihrer jeweiligen regionalen Hauptstadt ent-
sprechen. Die Gefahr einer Debatte um Grenzen 
liegt in der Atomisierung und Chaotisierung der 
Debatte um Autonomien in dem Maße, in dem lo-
kale Eliten versuchen, statt der Integration in eine 
größere Region viele kleine „Reiche“ zu schaffen. 
Das Ergebnis wären schwer überschaubare und 
ebenso schwer handhabbare regionale Konflikts-
zenarien.

4.	D ie Regierung Evo Morales 

4.1	 Die „Bewegung zum Sozialismus“ 
(Movimiento al Socialismo - MAS)

Mit einem überraschenden Wahlsieg mit 54 Pro-
zent der Stimmen haben Evo Morales und der 
MAS eine starke politische Hegemonie erreicht. 
Die politischen Parteien sind entweder regelrecht 
untergegangen oder in den politischen Hinter-
grund verwiesen worden. Viele politische Akteu-
re aus dem Spektrum links von der Mitte sind in 
der einen oder anderen Weise dem MAS verbun-
den, oder sie suchen eine Anbindung, um nicht 
von der Sphäre der politischen Entscheidungsfin-
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dung ausgeschlossen zu bleiben. Zentrale Konflik-
te werden deshalb mit großer Wahrscheinlichkeit 
mehr innerhalb des MAS ausgetragen werden als 
zwischen dem MAS und oppositionellen Kräften.

Der MAS ist keine politische Partei und betrach-
tet sich auch nicht als solche, sondern als „politi-
sches Instrument zur Souveränität der Völker“. Er 
hat die Charakteristika einer „Bewegung von Be-
wegungen“. Soziale Organisationen können sich 
dem MAS anschließen und erhalten damit die 
Möglichkeit, Kandidaten für das Parlament oder 
auch für die Verfassungsgebende Versammlung 
zu nominieren. Auf diese Weise verfügen sie über 
eine direkte Repräsentation auf mittlerer und ggf. 
höherer Ebene der bolivianischen Politik.

Es gibt innerhalb des MAS keine Mechanismen 
der kollektiven Entscheidungsfindung, die zu ei-
nem Parteiprogramm führen würden. Die Bezie-
hung zwischen Evo Morales als Präsident und 
Chef des MAS und der Basis ist vertikal. In diesem 
Sinne ist Evo Morales eine autoritäre und ausge-
sprochen traditionelle Führungspersönlichkeit. 
Ein Caudillo steht an der Spitze einer politischen 
Organisation. Der Prozess der Entscheidungsfin-
dung ist in hohem Ausmaß personalisiert. 

Innerhalb des MAS sind drei wesentliche Strö-
mungen zu unterscheiden:

Die indigenistische und indianistische Strö-
mung betont die Wiederbelebung ethnischer 
Identitäten. Ihre Basis innerhalb des MAS ist be-
grenzt. Vor den Wahlen von 2005 war der heuti-
ge Vizepräsident Álvaro García Linera noch einer 
der intellektuellen Protagonisten dieser Strömung 
und vertrat die These der kulturell verschiedenen 
oder sogar einander entgegengesetzten „Zwei Bo-
livien“. Wie bereits ausgeführt, hatte diese Strö-
mung während des Wahlkampfes in Auseinan-
dersetzung mit Felipe Quispe eine Bedeutung, um 
diesem das Monopol auf die ethnische Argumen-
tation zu nehmen. Ihr späterer Bedeutungsverlust 
wird in der Person des Vizepräsidenten deutlich: 
García Linera spielt in keiner Weise mehr die Rol-
le des indigenistischen Ideologen, sondern profi-
liert sich als Garant für Realpolitik, Verhandlun-
gen und Konsensoptionen.

Auf symbolischer Ebene wird Evo Morales wahr-
scheinlich versuchen, ein teilweise indianistisches 
Profil beizubehalten. Dieses würde vor allem der 

Außendarstellung dienen. Für seine Politik hätte 
dieses Element keine besondere Bedeutung, da 
der Präsident sich in stärkerem Ausmaß auf die 
nationale Ebene beziehen wird, während ein in-
dianistisches Profil ihn auf die Region des Altipla-
no und insbesondere auf die Rolle des „Aymara 
an der Macht“ reduzieren würde.

Die Strömung der traditionellen Linken: Tei-
le der traditionellen Linken Boliviens haben mit 
Begeisterung den Erfolg von Evo Morales und 
dem MAS als ihn stützende politische Organisa-
tion wahrgenommen. Insbesondere ist dabei der 
jetzige Senator Antonio Peredo zu nennen, der in 
den 60er Jahren in den Reihen von Ché Guevara 
in dessen gescheitertem Versuch kämpfte, die so-
zialistische Revolution nach Bolivien zu bringen. 
Die mit dem Erfolg von Evo Morales verbunde-
ne Faszination ist mit der historischen Erfahrung 
dieser Generation zu erklären. In Jahrzehnten 
linker Geschichte schaffte diese es nie, sich den 
„Massen“ wirklich anzunähern. Jetzt, mit einer 
Bewegung, die nach Wahlen über die absolute 
Mehrheit verfügt, scheint das Bündnis mit „dem 
Volk“ geschafft zu sein, Grund genug für Peredo, 
trotz vorgerückten Alters noch einmal eine akti-
ve Rolle in der Politik zu suchen. Diese Strömung 
wird kein großes programmatisches Gewicht ha-
ben, jedoch verleiht die politische Erfahrung von 
Persönlichkeiten wie Antonio Peredo ihr einen 
Platz in der Machtstruktur der MAS-Regierung, 
dies umso mehr, da in vielen Bereichen der Regie-
rungsverwaltung ein Defizit an politischer Erfah-
rung zu verzeichnen ist. 

Es ist zu betonen, dass sich unter denjenigen Tei-
len der traditionellen Linken, die dem MAS ver-
bunden sind, nicht die dogmatischen gewerk-
schaftlichen Sektoren befinden, die viele Jahre 
lang die COB dominiert haben. Der MAS macht 
Vorstellungen von rigider vertikaler Parteiorgani-
sation nach Vorbild vieler kommunistischer und 
sozialistischer Parteien kein Identifikationsange-
bot. Dies gilt umso mehr für noch dogmatischere 
Auffassungen wie etwa die Ideologie Sendero Lu-
minosos in Peru. Im MAS hat eine Linke in gueva-
ristischer Tradition ihren Platz gefunden, durch-
drungen vom Wunsch, das Volk zum Aufbau von 
Macht von unten zu überzeugen – was keines-
wegs bedeutet, dass die jeweiligen Führungsper-
sönlichkeiten darauf verzichten würden, vertikale 



Friedrich-Ebert-Stiftung� Konfliktanalyse Bolivien

17

Strukturen in ihren Organisationen aufzubauen 
und zu pflegen. 

In diesem Kontext stellt sich in Bezug auf Vize-
präsident García Linera die Frage, ob er sich von 
ideologischen Positionen gelöst hat, die nicht nur 
indigenistischen Charakter hatten, sondern auch 
linksradikales Gedankengut umfassten, weit ent-
fernt von den Prinzipien einer repräsentativen 
Demokratie. Entsprechende diskursive Elemente 
scheinen gelegentlich durch.

Die dritte Strömung, die als gewerkschaftlich 
und popular bezeichnet werden kann, ist die 
einflussreichste Strömung innerhalb des MAS. 
Evo Morales persönlich repräsentiert sie par ex-
cellence. Diese Strömung verfügt über eine Basis 
in einer Vielzahl von sozialen Organisationen auf 
lokaler Ebene, wie beispielsweise Nachbarschafts-
komitees und lokale gewerkschaftliche Organisa-
tionen. Deren Identitäten sind popular mit oft sek-
torial geprägten Vorstellungen und Forderungen, 
gleichzeitig mit einer Projektion auf die nationale 
politische Ebene. Es sind vor allem diese Sekto-
ren, die die Integration in die bolivianische Gesell-
schaft suchen. Auf diskursiver Ebene kann es da-
bei eine Gegenüberstellung von „lo popular“ und 
„der Bourgeoisie“ geben, es ist allerdings nicht die 
hermetische Ablehnung „der Weißen“ zu spüren 
wie in radikalen indianistischen Strömungen wie 
etwa im Fall von Felipe Quispe, eine Ablehnung, 
die seinerzeit auch von Álvaro García Linera vor 
seiner Wahl in das Staatsamt noch kultiviert und 
politisch genutzt wurde.

Der MAS und der Revolutionäre Nationalismus
Als politisches Projekt sind starke Kontinuitäten 
zwischen dem MAS und dem Revolutionären Na-
tionalismus des MNR der 50er Jahre festzustellen. 
Wie 1952 gibt es eine Verheißung von Emanzipa-
tion und von Integration der Massen in die boli-
vianische Gesellschaft. Wieder wird diese Verhei-
ßung im Kontext einer traditionellen und tief ver-
wurzelten politischen Kultur angeboten: Die Be-
ziehung zwischen Führung und Basis bleibt ver-
tikal. Die internen Mechanismen des MAS mit der 
Verteilung von Posten an Führungspersönlichkei-
ten sozialer Organisationen lässt sich als Konti-
nuität zum klientelistischen Modell interpretieren, 
das jahrzehntelang seit 1952 von den etablierten 
Parteien angewandt worden ist. Darüber hinaus 
wiederholt sich die Betonung des Nationalen: In 

den 50er Jahren war es das Zinn, heute ist es das 
Erdgas, das – aus Regierungssicht – verstaatlicht 
werden müsste, um von der zentralen Machtpo-
sition aus Umverteilung betreiben zu können. 
Nach Machtübernahme durch die neue Regierung 
hat sich der Eindruck verfestigt, dass auch die re-
gelrechte „Besetzung“ staatlicher Institutionen 
durch Parteigänger des Siegers ähnlich verlaufen 
ist wie nach früheren Machtwechseln. Trotz des 
aufgebauten Images einer „neuen Macht“, die es 
nie zuvor in Bolivien gegeben hätte, sind in Bezug 
auf die politische Kultur nicht viele Neuigkeiten 
zu verzeichnen. Erst die Zukunft wird zeigen, ob 
Evo Morales und der MAS gezwungen sein wer-
den, angesichts der Unterschiede zwischen der Si-
tuation heute und der von 1952 einen anderen Po-
litikstil zu pflegen. Neu sind dabei vor allem die 
Existenz einer Vielzahl von organisierten Sektoren 
der Bevölkerung mit Mobilisierungskraft und die 
regionalistischen Bewegungen, die es vor gut 50 
Jahren noch nicht gab.

4.2	 Evo Morales als politische Führungs-
persönlichkeit

Die Mehrheit der bolivianischen Bevölkerung hat 
in Evo Morales ein ideales Identifikationsangebot 
gefunden. Der Kandidat und spätere Präsident 
kanalisiert den sozialen Protest gegen die Domi-
nanz der „unterdrückerischen Eliten“, gleichzeitig 
verkörpert er die Möglichkeit, in der boliviani-
schen Gesellschaft den sozialen Aufstieg zu schaf-
fen. Er lässt sich weder auf ethnische noch auf ge-
werkschaftliche Identitäten reduzieren. Zwar hat 
Evo Morales in seinem politischen Handeln oft 
und gerne polarisiert, aber in dieser Hinsicht liegt 
in seiner Person ein großes Potenzial der Kohäsi-
on. Es wäre spekulativ zu prognostizieren, dass 
der Präsident dieses Potenzial zum produktiven, 
demokratischen Umgang mit den in der boliviani-
schen Gesellschaft vorhandenen Konfliktivitäten 
nutzen wird. Aber es gilt festzustellen, dass dieses 
Potenzial vorhanden ist.

Evo Morales stammt aus einem Dorf auf dem Al-
tiplano, im Departement Oruro, das er noch als 
Kind verließ. Es war die Cocaanbauprovinz Cha-
pare im Departement Cochabamba, die es Morales 
erlaubte, zur politischen Führungspersönlichkeit 
zu werden. Der Chapare ist in seiner Sozialstruk-
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tur paradigmatisch, um die verschiedenen Iden-
titätselemente zu verstehen, die sich miteinander 
verbinden: popular, mit gewerkschaftlich und 
durch die Bauernbewegung geprägte Elemente.

Die Cocabauern des Chapare sind Migranten. Die 
indianistische, mythische Überhöhung der Jahr-
hunderte lang von den Vorfahren beackerten Erde 
ist ihnen fremd. Sie stammen aus unterschiedli-
chen Regionen des Andenberglandes und verfü-
gen somit nicht über eine einheitliche ethnische 
Identität. Nach der Schließung der großen staatli-
chen Minen im Jahr 1985 migrierten viele Minen-
arbeiterfamilien in den Chapare und brachten die 
Erfahrung gewerkschaftlicher Organisation unter 
Einschluss der Erfahrung militanten Kampfes mit. 
Die Cocabauern sind mit dem Weltmarkt artiku-
liert. Wenn auch das Motiv von der uralten Tra-
dition des Anbaus der heiligen Pflanze Coca zum 
diskursiven Arsenal von Evo Morales gehört, be-
steht doch kein Zweifel daran, dass der Cocaan-
bau im Chapare von der Nachfrage der Kokain-
produzenten am Leben erhalten wird.

Evo Morales hat eine zwiespältige Beziehung zu 
Elementen indigener Identität. Aus der Perspekti-
ve eines Aymara fehlen im manche Attribute eines 
„guten und respektierten Führers“. Seine Sprache 
ist das Spanische, weder Aymara noch Quechua 
spricht er wirklich gut. Evo Morales ist, wie es ein 
Interviewpartner ausdrückte, „weder Typ Poncho 
noch Typ Krawatte, er ist authentisch in seiner 
Gewerkschaftsführer-Jacke“. Evo Morales ist nicht 
verheiratet. Für Aymaras jedoch gehört es zu den 
wichtigen Attributen einer Führungspersönlich-
keit, eine vorbildliche Familie zu haben.

Die Form der Selbstinszenierung des Präsidenten 
bietet Indizien zum Verständnis der Kombination 
verschiedener Identitäten, die er verkörpert. Zu-
nächst trug Evo Morales – ein symbolischer Akt 
– den von den internationalen Medien umfassend 
thematisierten Pullover zu Staatsbesuchen. Dabei 
fällt auf, dass Evo Morales keine indigen-traditio-
nelle Bekleidung verwendet hat, sondern in sei-
nem Erscheinungsbild an die städtische wie länd-
liche Identität mit dem Attribut popular anknüpft. 
Kurze Zeit später entschied Morales, sein Erschei-
nungsbild zu verändern. Er erscheint in der Öf-
fentlichkeit in speziell für ihn maßgeschneiderten 
Jacketts in einem Schnitt, der ohne Krawatte getra-
gen wird, gleichzeitig aber elegant und auf diese 

Weise „eines Präsidenten würdig“ ist. Wichtig ist 
in erster Linie die Demonstration von Differenz: 
Anders als alle seine Vorgänger trägt Evo Morales 
weder Anzug noch Krawatte. Trotzdem schließt 
er durch die Eleganz seines neuen Erscheinungs-
bildes auf zu seinem Status als Staatspräsident. 
Das Ethnische verbleibt in Details: Seine Jacketts 
schmücken Applikationen aus traditionellen boli-
vianischen Stoffen. Die beabsichtigte Botschaft an 
die bolivianische Gesellschaft ist die der Integrati-
on, die demonstrative Differenz zeigt gleichzeitig 
die Identifikation mit lo popular und den Willen 
zum Wandel.

Es war gerade diese Breite von Angeboten der 
Identifikation mit dem Kandidaten Evo Morales, 
die einen so umfassenden Wahlsieg ermöglicht hat.

In gewisser Weise ist Evo Morales in Bezug auf 
seine politische Identität ein Kind der Demokra-
tie. Er wurde groß als Führer der Cocabauern in 
der Epoche der durch die concertación geprägten 
Demokratie. Die ständige Kampfsituation gegen 
den bolivianischen Staat und gegen die Präsenz 
US-amerikanischer Interessen hat es ihm erlaubt, 
eine unhinterfragte Autorität gegenüber seiner 
Basis zu etablieren. Evo Morales wurde Gewerk-
schaftsführer in einem Moment gewerkschaftli-
cher Krise. Die Macht der COB, verstanden immer 
als Bastion der Revolution und als Gegenmacht 
zum Staat, wurde mit der Schließung der staatli-
chen Minen gebrochen.

In diesem Kontext verwundert es nicht, dass Evo 
Morales eine aktive politische Rolle nicht nur auf 
der gewerkschaftlichen Bühne gesucht hat, son-
dern auch als Abgeordneter, immer in Opposition 
zur concertación der seit 1985 führenden Parteien, 
trotzdem aber in seinem Handeln insgesamt doch 
innerhalb der Regeln der demokratischen Institu-
tionalität.

In der Anfangsphase der Regierung Carlos Mesa 
ab 2003, schon mitten in der politischen und so-
zialen Krise, stützte Morales informell den Prä-
sidenten, ohne jemals ein formelles Bündnis mit 
ihm einzugehen. Er änderte erst in dem Moment 
seinen Diskurs in Richtung auf eine Mesa-kritische 
Haltung, als das Modell einer auf Umfragewerte 
gestützten Regierung dem Ende zuging. Evo Mo-
rales war sich seiner Chance bewusst, über die 
Wahlurnen an die Macht zu kommen, und schließ-
lich beschleunigte er den Sturz Carlos Mesas.
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4.3	 Evo Morales an der Macht

Zunächst ist festzuhalten, dass die Regierung Mo-
rales mit ihrer absoluten Mehrheit nach mehreren 
durch Krisen und Instabilität geprägten Jahren 
eine überraschende politische und demokratische 
Stabilität bietet. Auf der Grundlage dieser Legiti-
mität verfügt die Regierung über Potenziale zur 
Eingrenzung der bestehenden Konfliktivitäten. 

Es handelt sich um eine Regierung mit wesentlich 
höherer demokratischer Legitimität als die voran-
gegangen Regierungen. Der Wahlerfolg von Evo 
Morales mit dem MAS lässt sich dabei als Ergeb-
nis einer Kontinuität in Bezug auf die Handlungs-
rationalität der Wähler im Moment der Stimmab-
gabe interpretieren. Nach 1985 haben die Bolivia-
ner mehrheitlich für die Parteien der concertación 
und für die Kontinuität der liberalen Wirtschafts-
politik gestimmt, da nur diese politischen Partei-
en Stabilität bieten konnten. Die Krise der ersten 
Jahre des 21. Jahrhunderts erscheint aus diesem 
Blickwinkel als Folge des Fehlens von politischen 
Optionen, die Stabilität hätten garantieren können. 
Ein eben solches Angebot bestand wieder mit der 
Kandidatur von Evo Morales im Jahr 2005. Dage-
gen konnten zu diesem Zeitpunkt die Kandidaten, 
die dem politischen und ökonomischen Modell 
der 90er Jahre verpflichtet waren, keine politische 
Handlungsfähigkeit versprechen, sie standen für 
eine Kontinuität der politischen Blockadesituati-
on unter den Vorgängerregierungen. Die einzige 
Kandidatur, die auf dem Weg der Einbeziehung 
von protestierenden Sektoren der Gesellschaft 
eine gewisse Stabilität in Aussicht stellen konnte, 
war diejenige von Morales. Allerdings zeigen sich 
auch Faktoren, die eine erfolgreiche Handhabung 
der Konfliktivitäten erschweren.

Ein ernsthaftes Stabilitätsrisiko stellt, wie es in ei-
nem Fall ausgedrückt wurde, „das Mundwerk des 
Präsidenten“ dar. Evo Morales findet nicht immer 
die richtigen Worte und zeigt spontane Reaktio-
nen, die ernsthafte politische Probleme verursa-
chen. Ein Beispiel dafür sind seine Äußerungen 
nach zwei Dynamitattentaten in kleinen Hotels in 
La Paz im März 2006. Einiges deutet darauf hin, 
dass das Verbrechen von einem jungen US-Ame-
rikaner mit psychischen Problemen verübt wor-
den ist, der Präsident jedoch erklärte kurz darauf 
vor der Presse, die US-Regierung stecke hinter 
den Attentaten. Eine politische Kraftanstrengung 

war nötig, um die Situation mit der US-amerika-
nischen Diplomatie zu bereinigen.

In der Umgebung des Präsidenten werden viele 
politisch wichtige Positionen von Personen ohne 
politische Erfahrung eingenommen, in einigen 
Fällen Personen, die aus ausschließlich symboli-
schen Gründen auf ihren Posten zu sein scheinen. 
Außenminister David Choquehuanca, eines der 
„indigenen Gesichter“ im Kabinett, ist mit Äu-
ßerungen aufgefallen, die Überraschung bis hin 
zu Belustigung ausgelöst haben. Er steht jedoch 
gemeinsam mit dem Bildungsminister für eine 
indianistische Ideologie, die sich auf andine Kos-
mologie beruft und stark antimoderne Züge trägt. 
Auch wenn solches Denken im MAS nicht mehr-
heitsfähig ist, ist doch sorgfältig zu beobachten, ob 
und in welchem Ausmaß entsprechender Einfluss 
auf Evo Morales und seine Berater ausgeübt wird. 
In anderen Ministerien scheinen die Amtsinhaber 
und –inhaberinnen nicht einmal ihr eigenes Team 
zusammenstellen zu können. Die Architektur der 
Macht im Kabinett Morales ruht auf zwei Mini-
stern von zentraler Bedeutung: dem Präsidial-
amtsminister Juan Ramón Quintana in direkter 
Nähe des Präsidenten und dem Planungsmini-
ster Carlos Villegas als Verantwortlichem für den 
wirtschaftspolitischen Bereich.

Auch auf den nachgeordneten Ebenen der Mini-
sterien ist teilweise fehlende politische Erfahrung 
und Kompetenz festzustellen. Es fehlen techni-
sche Kenntnisse ebenso wie die Beherrschung des 
politischen Handwerks. Zwar braucht jede Regie-
rung eine Phase der Einarbeitung, im Fall der Re-
gierung Morales allerdings scheint das Problem 
strukturell angelegt zu sein. Die Regierung Mora-
les ist in Bezug auf ihre politische Kultur geprägt 
durch ihre Wurzeln: Aus dem oppositionellen 
Selbstbild als Vertretung des Volkes gegen „die 
Machthabenden“ in permanenter Kampfsituati-
on resultiert einerseits autoritäre Führung und 
gleichzeitig ein strukturell angelegtes Misstrauen 
gegen jeden Rat, der nicht aus dem engsten Um-
kreis der politischen Vertrauenspersonen stammt. 
Selbst unter der Voraussetzung der besten In-
tentionen besteht so die Gefahr, dass politische 
Maßnahmen nicht sinnvoll und professionell kon-
zipiert und durchgeführt werden. Es droht wach-
sende Unzufriedenheit in der Bevölkerung, sollten 
vorzeigbare Ergebnisse ausbleiben.



Friedrich-Ebert-Stiftung� Konfliktanalyse Bolivien

20

Es ist zu betonen, dass Vizepräsident Álvaro Gar-
cía Linera eine zentrale Rolle innehat, wenn es um 
die Bewältigung der Probleme geht, die durch 
Fehler anderer Regierungsmitglieder oder auch 
durch verbale Ausfälle des Präsidenten hervor-
gerufen werden. García Linera, ein im kulturel-
len Sinne „weißer“ Intellektueller, hat damit eine 
sehr viel aktivere politische Rolle als andere Vi-
zepräsidenten zuvor. Mehr als einmal hat er Äu-
ßerungen von Ministern oder auch des Präsiden-
ten „erklären“ und so unangenehme Situationen 
abwenden müssen. Gleichzeitig ist García Linera 
zum bevorzugten Gesprächspartner der bolivia-
nischen Unternehmer und anderer geworden, die 
der Regierung politisch nicht nahe stehen. Diese 
Präferenz hat einen rassistischen Unterton in dem 
Masse, in dem vorgezogen wird, mit einem Wei-
ßen zu sprechen, der auf Grundlage der gleichen 
kulturellen Codes spricht und verhandelt wie sei-
ne Gesprächspartner. Die zentrale Bedeutung für 
die Gestaltung und Umsetzung der Regierungs-
politik ist offensichtlich. Ein Risiko besteht wegen 
möglichen Misstrauens gegenüber dem Vizepräsi-
denten, das auf Seiten einiger im Regierungslager 
bereits festzustellen ist. Nicht allen gefällt die au-
ßerordentlich einflussreiche Position des Vizeprä-
sidenten. Außerdem wird Evo Morales nachge-
sagt, misstrauisch zu sein gegenüber jeder Person 
in seiner Umgebung. Die Macht García Lineras ist 
in Gefahr in dem Maße, in dem Evo Morales ihm 
möglicherweise weitergehende Ambitionen un-
terstellt. Ohne García Linera allerdings würde der 
Regierung eine Schaltstelle ihrer Handlungsfähig-
keit fehlen. 

Im Handeln der Regierung Morales, insbesondere 
des Präsidenten selber, sind Besorgnis erregende 
Anzeichen autoritärer und wenig demokratischer 
Tendenzen zu erkennen. Ebenso wie der venezo-
lanische Präsident Hugo Chávez hat er staatliche 
Institutionen, die nicht von der Regierung kon-
trolliert werden, sondern ggf. eine Kontrollfunkti-
on auch gegenüber der Regierung haben, kritisiert 
und ihre Integrität in Zweifel gezogen. So griff 
Morales direkt nach den Wahlen massiv die Na-
tionale Wahlbehörde an, später bezeichnete er das 
Verfassungsgericht öffentlich als korrupt.

Trotzdem kann Evo Morales nicht schlicht als Ko-
pie von Hugo Chávez im bolivianischen Kontext 
bezeichnet werden. Die Besorgnis erregenden Ele-
mente sind gegeben, und es wird viel spekuliert 

über die Rolle von venezolanischen und kubani-
schen Beratern in der Entscheidungsfindung der 
bolivianischen Regierung. In Bolivien allerdings 
wäre es ungleich schwieriger als in Venezuela, 
eine so fast bedingungslose, massive Unterstüt-
zung eines Präsidenten zu erreichen, wie es im 
Fall von Chávez zu beobachten ist. In einer so 
fragmentierten Gesellschaft wie der Boliviens, 
mit so viel Tradition politischer Organisation und 
radikalen Protestes sind sehr viele regionale und 
sektoriale Interessen zu berücksichtigen. Evo Mo-
rales scheint sich dieser Realität bewusst zu sein.

5.	D ie politische Entwicklung  
in Bolivien in vergleichender  
Perspektive

In der Andenregion sind verschiedene Modelle 
zu beobachten, wie die Stabilität von Regierun-
gen gesichert wurde bzw. wie sie sich ergab, und 
gleichzeitig Gründe, warum einige Regierungen 
in einem Kontext von Instabilität und fehlender 
Kohärenz vorzeitig stürzten.

Es wurde bereits auf den Fall Venezuela und die 
Unterschiede Bezug genommen, die zwischen 
dem dortigen politisch-sozialen Kontext und dem 
Boliviens erkennbar sind. In Bolivien wäre es we-
sentlich schwieriger, eine breite und so stabile Un-
terstützung der Regierung durch die Bevölkerung 
zu erreichen, wie es in Venezuela seit Jahren der 
Fall ist. Daraus lässt sich nicht der Schluss ziehen, 
der Regierung Morales drohe der Sturz, aber dem 
bolivianischen Präsidenten wird es nicht möglich 
sein, so wie Hugo Chávez einen Verbleib an der 
Macht für 20 Jahre anzukündigen.

In Ecuador ist seit mehreren Jahren eine bemer-
kenswerte Instabilität der jeweiligen Regierungen 
zu verzeichnen. Zum Vergleich mit dem boliviani-
schen Fall bietet sich besonders die Regierung von 
Lucio Gutiérrez an, der zunächst im Bündnis mit 
dem politischen Arm der organisierten indigenen 
Bewegung regierte. Auch in Ecuador war von ei-
nem entscheidenden Schritt der Indigenen an die 
Macht die Rede. Im ecuadorianischen Fall handel-
te es sich allerdings um einen Kandidaten mit den 
typischen Charakteristika eines „Unabhängigen“ 
in der lateinamerikanischen Politik. Ohne Bin-
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dung an eine etablierte Partei wird eine individu-
elle Kandidatur lanciert mit unvermeidlicherwei-
se stark personalistischen Zügen, fehlt doch in al-
ler Regel programmatische Kohärenz. Bündnisse 
werden gesucht, wo immer sie sich anbieten, um 
mögliche Mehrheiten zu schaffen. Erschöpfen sich 
die Gemeinsamkeiten in einem solchen Bündnis, 
ersetzen autoritäre Mechanismen mehr und mehr 
die Suche nach demokratischen Mehrheiten.

Der deutlichste Unterschied zum bolivianischen 
Fall liegt in der Person von Präsident Evo Mora-
les. Er war kein Kandidat, der aus dem Nichts auf 
der politischen Bühne erschienen wäre und auf 
dem Weg an die Macht beliebige Bündnisse ge-
sucht hätte. Als Gewerkschaftler und Politiker hat 
Morales über Jahre hinweg Profil gewonnen und 
eine eigene Basis konsolidiert. Er selber, als Per-
son, wird als popular bewertet, was ihm eine zu-
sätzliche Legitimität und damit bessere Aussich-
ten für eine stabile Machtausübung verleiht. Zwar 
kann auch im MAS und seinem Umkreis nicht 
von programmatischer Kohärenz die Rede sein, 
aber die Gemeinsamkeiten gehen über ein diffu-
ses Gefühl der „Opposition zum Neoliberalismus“ 
hinaus. Die Stärke der Regierung Morales liegt in 
der verbreiteten Wahrnehmung seiner Wähler, 
an der Regierung sei „einer von uns“. Gefahr für 
die Regierung droht weniger aus einer möglichen 
Wahrnehmung heraus, innerhalb der Regierung 
marginalisiert worden zu sein, sondern im Vor-
wurf des „Verrats an den Interessen des Volkes“, 
sollte die Regierung die Erwartungen ihrer Unter-
stützer nicht erfüllen.

In Peru ist scheinbar eine weitgehende politische 
Stabilität festzustellen. Auch Präsident Alejandro 
Toledo kam an die Macht mit dem Image, ein cho-
lo, ein Peruaner mit indianischen Gesichtszügen 
zu sein – jedenfalls versuchte Toledo im Wahl-
kampf, dieses Image zur Identifikation von Mehr-
heiten mit seiner Person zu nutzen. Ebenso wie in 
Bolivien ist in der Wählerschaft allerdings ein tie-
fes, grundsätzliches Misstrauen gegenüber allen 
Regierenden gegeben. Der genannte Diskurs Tole-
dos hatte daher von Anfang an wenig Glaubwür-
digkeit – dieses Problem hat Evo Morales in Boli-
vien nicht. Die extrem geringen Werte öffentlicher 
Unterstützung für die Regierung Toledo während 
ihrer Amtszeit belegen, dass der Präsident nie-
mals eine starke Identifikation mit einem neuen 
und „anderen“ Projekt herstellen konnte. Er kam 

an die Macht aus Alternativlosigkeit und wegen 
der – damals noch bestehenden – Angst davor, 
Alan García könne an die Macht zurückkehren. 
Seine Regierung wurde getragen von der Par-
tei Perú Posible, einem heterogenen Wahlbünd-
nis, das nur als Vereinigung zur Unterstützung 
der Kandidatur Toledos existierte. Wer sich Perú 
Posible anschloss, tat dies im besten Fall mit der 
Hoffnung, nach der Epoche Fujimori zum Wie-
deraufbau von Demokratie beitragen zu können, 
oder schlicht mit dem Interesse, für fünf Jahre mit 
Posten im Regierungsapparat versorgt zu werden.

Die Unterschiede zum bolivianischen Fall sind 
deutlich. Wenn auch beide Länder das grund-
sätzliche Misstrauen der Wähler gegenüber den 
Machthabenden überhaupt gemeinsam haben, 
entstand in Bolivien doch der Eindruck, dass diese 
Regierung wirklich etwas grundlegend Neues ist 
gegenüber allen Regierungen, die Bolivien bisher 
hatte. In dieser Wahrnehmung liegt gleichzeitig ei-
nes der großen Risiken für die Stabilität der Regie-
rung Morales. In Peru erwartete niemand wirklich 
Aufsehen erregende Ergebnisse von der Regie-
rung Toledo, was dieser eine Stabilität ex negativo 
verlieh: Es trat ein, was zu erwarten war, und man 
musste eben durchhalten, bis wieder Wahlen sind. 
In Bolivien dagegen sind Erwartungen und Emo-
tionen geweckt worden, und enttäuschte Erwar-
tungen und Emotionen können zu sehr viel deut-
licheren Ausbrüchen von Unzufriedenheit führen 
als eine bereits antizipierte Enttäuschung.

6.	 Soziopolitische Akteure

6.1	 Die besiegten politischen Parteien

Die politischen Parteien existieren gegenwärtig 
kaum noch als relevante politische Akteure. In 
Bezug auf mehrere traditionelle Parteien bestehen 
Zweifel, ob sie in der Lage sein werden, aus der 
tiefen Krise des Parteiensystems wiederaufzuer-
stehen.

ADN, die von Hugo Banzer gegründete Partei, hat 
angekündigt, die Neukonstituierung versuchen 
zu wollen, allerdings wird sie mit PODEMOS um 
die Führungsrolle auf der rechten Seite des po-
litischen Spektrums konkurrieren müssen. Viel 
hängt für ADN auf dem Weg zu neuer politischer 
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Relevanz davon ab, wie sich PODEMOS mit dem 
ehemaligen Präsidenten und Präsidentschaftskan-
didaten Jorge Quiroga weiter entwickeln wird.

Der MIR ist möglicherweise durch den Abschied 
von Jaime Paz Zamora entscheidend geschwächt 
worden. Der Ex-Präsident kandidierte ohne die 
von ihm mit gegründete Partei für das Präfekten-
amt in Tarija, allerdings ohne Erfolg. 

UCS kann nach den Wahlen 2005 nicht mehr als 
relevante Partei bezeichnet werden. Da UCS im-
mer eine Partei ohne programmatisches Profil 
war, gestützt ausschließlich auf die Familie des 
verstorbenen Gründers und Brauereibesitzers 
Max Fernández, konnte sie nur in dem Maße für 
Wähler attraktiv sein, in dem sie die Einbeziehung 
in eine System der Verteilung staatlicher Ressour-
cen in Aussicht stellen konnte. Eine Rückkehr von 
UCS auf die politische Bühne scheint unwahr-
scheinlich.

NFR verfügt als Partei auf nationaler Ebene nicht 
mehr über eine relevante Rolle. Der Gründer und 
Parteichef Manfred Reyes Villa allerdings ist in 
seiner Heimat Cochabamba weiterhin sehr popu-
lär. Als Präfekt von Cochabamba konstituiert er 
eines der regionalen Machtzentren, von denen aus 
der Neuaufbau einer politischen Führungsrolle in 
Konkurrenz zu Evo Morales und dem MAS ver-
sucht werden kann.

Die genannten Parteien müssen überdies mit ei-
nem tief verankerten Mechanismus der politi-
schen Kultur Boliviens kämpfen. Politiker mit 
Ambitionen auf Machtausübung verlassen mit 
Leichtigkeit eine Partei, um sich einer anderen an-
zuschließen, die bessere Aussichten auf eine Kar-
riere bietet. Bündnisse wie PODEMOS und UN 
profitieren gegenwärtig von dieser besonderen 
Form politischer Mobilität. In der Vergangenheit 
waren es Parteien wie UCS und NFR, die sich die-
sen Mechanismus in den Zeiten guter politischer 
Perspektiven auf Zugang zur Macht zunutze 
machten. Wenn eine Partei und ihr Gründer-Kan-
didat nicht mehr in der Lage sind, das Bild einer 
realen Aussicht auf Zugang zur Macht auszu-
strahlen, verlieren sie für viele jede Attraktivität.

Der MIP von Felipe Quispe ist aus den bereits 
zuvor benannten Gründen entscheidend ge-
schwächt: der MAS hat ihm erfolgreich das Mo-
nopol auf die „ethnische Repräsentation“ wich-

tiger Teile der Aymara-Wählerschaft streitig ge-
macht und hat sogar in Achacachi, der Hochburg 
Quispes, gewonnen. Quispe hat die Rückkehr in 
seinen Heimatort angekündigt, um „den Acker zu 
bestellen“. Es wäre allerdings verfrüht, über einen 
endgültigen Abschied der Führungsfigur Felipe 
Quispe aus der Politik zu sprechen. Er verfügt 
weiterhin über eine begrenzte Relevanz innerhalb 
der Bauernbewegungen. Quispe kann eine Rück-
kehr auf die politische Bühne dann betreiben, 
wenn Evo Morales in eine Glaubwürdigkeitskri-
se gerät und damit politischen Raum frei macht. 
Außerdem hat sich Quispe nie eindeutig vom Ge-
brauch von Gewalt distanziert. Wenn auch sein 
diskursives Kokettieren mit der Gewalt in den 
vergangenen Jahren mehr als ein Mittel erschien, 
um in den Ober- und Mittelschichten von La Paz 
Angst zu säen, kann doch die Versuchung beste-
hen, eine bewaffnete Organisation aufzubauen.

Der MNR ist im Parlament weiterhin vertreten, 
befindet sich allerdings seit den Wahlen 2005 
in einer Position weit entfernt von der Sphäre 
der Macht ebenso wie von einer möglichen Füh-
rungsrolle in der Opposition. Es ist allerdings un-
wahrscheinlich, dass der MNR sich nicht von der 
Wahlniederlage erholen würde. Der MNR ist kei-
ne kurzlebige Partei, er hängt nicht von einem ein-
zigen Caudillo ab, um zu überleben. Nach mehr 
als 50 Jahren verfügt die Partei über ein Wähler-
potenzial, das sie vielleicht nicht immer mobilisie-
ren kann, aber auch nicht endgültig verliert. Der 
MNR wird Zeit brauchen, um eine neue Führung 
aufzubauen und eine neue Spitzenfigur zu finden 
mit der Perspektive, Präsidentschaftskandidat zu 
sein. Darüber hinaus ist noch nicht klar, welche 
Rolle innerhalb des MNR diejenigen spielen wer-
den, die sich in der Umgebung von Ex-Präsident 
Gonzalo Sánchez de Lozada befanden oder immer 
noch befinden.

6.2	 Die beiden relevanten Oppositions
kräfte: PODEMOS und UN

Jorge Quiroga mit PODEMOS war in den Wahlen 
2005 der Kandidat der Kontinuität des bereits er-
schöpften politischen Modells der 90er Jahre. Gro-
ße Teil des ehemaligen ADN-Spektrums, dazu 
ehemalige Teile des MIR von Jaime Paz Zamora 
präsentierten sich in gewisser Weise als Reminis-
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zenz an die Epoche der concertación – diesmal un-
ter einem gemeinsamen politischen Dach. Auf die 
Gründe der Niederlage gegen Evo Morales wurde 
bereits eingegangen: PODEMOS war nicht in der 
Lage, ein Projekt der Handlungsfähigkeit anzubie-
ten. Das wahrscheinlichste Szenario für den Fall 
einer Amtsübernahme durch Quiroga verwies auf 
weitere soziale Unruhen und ein Fortdauern der 
internen Blockadesituation. Sein relativer Erfolg 
als einziger Kandidat mit Aussichten, ernsthaft 
in Konkurrenz zu Morales zu treten, gründet auf 
dem Fehlen einer anderen politischen Option für 
alle diejenigen, die verängstigt waren angesichts 
des linksorientierten Diskurses von Evo Morales.

Zu den Chancen von PODEMOS, zu einer kon-
solidierten Partei der politischen Rechten zu wer-
den, herrscht Skepsis vor. Zu viele Fragezeichen 
bestehen bezüglich der internen Kohärenz von 
PODEMOS. Ein Teil der Wählerschaft könnte zum 
MNR zurückkehren, sobald dieser in der Lage ist, 
einen attraktiven Kandidaten zu präsentieren. 
Kommentare sind zu hören, Jorge Quiroga sei 
nicht präsent genug, um sich mittelfristig als be-
deutendste personelle Alternative zu Evo Morales 
profilieren zu können.  

Der Eindruck, PODEMOS werde politisch nicht 
handlungsfähig sein, hat dem Bündnis mögli-
cherweise auch sicher geglaubte Stimmen weg-
genommen. Im Dezember 2005 hat der MAS auch 
in Wohngebieten der Mittelschicht in La Paz hohe 
Stimmenanteile erzielt, sogar in Calacoto, einem 
der teuersten Viertel der Stadt, also in Zonen, die 
als Hochburg einer konservativen Kandidatur er-
wartet werden könnten. Auch ein Teil der poten-
ziellen Wählerschaft von PODEMOS hat es vorge-
zogen, sich für eine Kandidatur mit Aussicht auf 
eine gewisse Stabilisierung des Landes zu ent-
scheiden. Dieser Umstand knüpft an Einstellun-
gen an, die unter Unternehmern in Santa Cruz zu 
beobachten sind. Am wenigsten vorteilhaft für sie 
ist eine chaotische Situation. Man lebt besser mit 
einem Evo Morales, der das Protestspektrum ein-
bindet als mit einer Regierung, deren Positionen 
man vielleicht näher stehen würde, die sich aber 
einer Welle sozialer Proteste gegenüber sehen 
würde.

Unidad Nacional mit Samuel Doria Medina 
nimmt den Platz der dritten politischen Kraft im 
Land ein. Der Unternehmer setzt auf ein etwas 

sozialeres, weniger der politischen Rechten ver-
pflichtetes Profil. Ebenso wie Doria Medina selbst, 
haben auch viele seiner wichtigen Mitarbeiter 
eine politische Geschichte im MIR. Doria Medina 
spricht nicht nur die ökonomischen Interessen der 
etablierten Unternehmer aus der städtischen Mit-
telschicht an, sondern auch diejenigen von Klein-
unternehmern, die dem Spektrum „popular“ zu-
zuordnen sind. Es ist nicht auszuschließen, dass 
Unidad Nacional von einer Enttäuschung von der 
Wirtschaftspolitik der Regierung Morales gerade 
dieser Sektoren würde profitieren können. Zwar 
ist Doria Medina ein weißer, städtischer Unter-
nehmer und kann so in keiner Weise Stimmen mit 
einem Bild des „Andersseins“ gewinnen, aber es 
gibt auch keine unüberwindlichen Gräben zwi-
schen einem Teil des Wählerspektrums von Evo 
Morales und einer in Richtung Mitte orientierten 
politischen Kraft, die möglicherweise UN sein 
könnte. Hätte Evo Morales nicht mit absoluter 
Mehrheit gewonnen, wäre Doria Medina mit UN 
ein möglicher Koalitionspartner gewesen, um die 
Regierbarkeit des Landes zu sichern. In diesem 
Fall hätte Doria Medina die Funktion inne ge-
habt, die heute von Vizepräsident Álvaro García 
Linera ausgefüllt wird: Gesprächspartner auf Re-
gierungsseite für die Unternehmer und für das 
Establishment insgesamt zu sein. Unidad Nacio-
nal strahlt keine so vehemente und polarisierende 
Gegnerschaft zu Evo Morales aus wie PODEMOS. 
Damit besteht die Möglichkeit, den Zugang zu 
Teilen der heutigen Wählerschaft von Evo Mora-
les offen zu halten. Dieser Zugang hat gegenwär-
tig angesichts der klaren Mehrheit von Morales 
keine besondere Relevanz, aber es besteht die 
Möglichkeit, ihn in Zukunft einmal zu aktivieren.  

6.3	 Die Gewerkschaftsbewegung

Der Gewerkschaftsdachverband Central Obre-
ra Boliviana befindet sich weiterhin in der tiefen 
Krise, von der er schon seit 20 Jahren geprägt ist. 
Die Repräsentativität der COB ist ebenso begrenzt 
wie ihre Mobilisierungsfähigkeit. So wie es in ei-
nem Interview ausgedrückt wurde: Die COB mo-
bilisiert nicht mehr, sie folgt der Mobilisierung 
anderer, um nicht ganz am Rand des Geschehens 
zu bleiben. Pedro Montes, dem gerade gewählten 
neuen COB-Chef, wird eine nicht ganz so unfle-
xible Position zugeschrieben wie seinem Vorgän-



Friedrich-Ebert-Stiftung� Konfliktanalyse Bolivien

24

ger Jaime Solares, der zu den kleinen, dogmati-
schen Sektoren der radikalen Linken gehört, die 
schon seit vielen Jahren keine relevante soziale 
Basis mehr hat. Auch Sektoren mit einer gewissen 
Nähe zur Regierung MOrales sind in der COB-
Spitze vertreten. Montes hat allerdings bereits mit 
seiner Ablehnung der Verfassungsgebenden Ver-
sammlung klare Distanz zur Regierungspolitik 
markiert.

In den 90er Jahren gab es Versuche innerhalb der 
COB, die Gewerkschaftsbewegung im Sinne einer 
neuen gewerkschaftlichen Identität als Interessen-
vertretung von Arbeitern zu modernisieren, um 
damit das Selbstverständnis als revolutionäre Or-
ganisation mit dem Ziel eines politischen System-
wechsels in Bolivien zu überwinden. Diese Versu-
che hatten allerdings keinen Erfolg.

Neben der COB ist vielfältiges Spektrum gewerk-
schaftlicher Organisation zu beobachten. Der 
Dachverband der Bauerngewerkschaft CSUTCB 
bietet seit vielen Jahren die Bühne für vehemente 
Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen 
Fraktionen. Tiefe Gräben ziehen sich durch die 
Bauernbewegung, vertieft noch zusätzlich durch 
ethnische Unterschiede. Sektoren, die sich in kla-
rer Opposition zum MAS befinden, verfügen über 
ein – allerdings begrenztes – Blockadepotenzial.

Die organisierten Cocabauern des Chapare neh-
men inzwischen eine Hauptrolle innerhalb der 
Gewerkschaftsbewegung in Bolivien ein, da sie 
sich in einem permanenten Konfliktszenario be-
finden und über Erfahrung im organisierten 
Kampf verfügen. Unter den gegenwärtigen Rah-
menbedingungen, unter Berücksichtigung der po-
litischen Herkunft von Evo Morales als Führer der 
Cocabauern, stellen sie noch kein Oppositionspo-
tenzial gegenüber der Regierung dar. Es fällt auf, 
dass Evo Morales sich noch nach seinem Amtsan-
tritt als Staatspräsident als Führer der Cocabauern 
hat wiederwählen lassen. Was eine Inkompatibili-
tät von Ämtern zu sein scheint, ist tatsächlich ein 
Schlüsselelement der Machtarchitektur von Evo 
Morales: Er muss die Unterstützung seiner eige-
nen, persönlichen Basis behalten. 

Evo Morales muss allerdings als Präsident eine 
Politik zum Cocaanbau entwerfen. Das Motto 
lautet: „Coca ja, Kokain nein.“ Eine bolivianische 
Delegation präsentierte bei der UNO in Wien den 
Vorschlag, den Cocaexport für Cocatee und ande-

re Produkte zu legalisieren. Wie zu erwarten, war 
diese Initiative nicht erfolgreich. Eine solche For-
derung hat jedoch eine Bedeutung als Demonstra-
tion gegenüber den Cocabauern, die Regierung 
kümmere sich um ihre Belange. Gleichzeitig dient 
das Sprechen über den Gebrauch des Cocablattes 
für nützliche Produkte jenseits der Drogenpro-
duktion dazu, dem zentralen Problem aus dem 
Weg zu gehen: Die Cocabauern des Chapare sind 
abhängig von der Nachfrage der Kokainprodu-
zenten. Kein anderes Produkt kann vergleichbare 
Einkünfte versprechen. Sollte sich Evo Morales 
auf internationalen Druck hin genötigt sehen, eine 
Politik zur Bekämpfung des Drogengeschäftes zu 
implementieren, würde dies die Interessen der 
Cocabauern ernsthaft gefährden. Die Schlüsselfra-
ge für Evo Morales ist, ob er langfristig gegenüber 
den organisierten Cocabauern über die nötige Au-
torität verfügen wird, um Widerstand gegen eine 
mögliche Regierungspolitik in Grenzen zu halten, 
die das Geschäft mit dem Cocablatt einschränken 
würde. Zunächst scheint es aber die aussichts-
reichste Strategie für die Regierung zu sein, den 
Fakt, dass Cocablätter aus dem Chapare zu Koka-
in verarbeitet werden, zu ignorieren. 

6.4	 Die bolivianischen Unternehmer

Evo Morales war zweifellos nicht der in Bezug auf 
Ideologie und Programm bevorzugte Kandidat 
der bolivianischen Unternehmerschaft. Deren In-
teressen jedoch beziehen zunächst einmal auf die 
Rahmenbedingungen für ihre Geschäfte, auf Ex-
porte und darauf, in einem leidlich berechenbaren 
und stabilen Ambiente tätig sein zu können. Äu-
ßerungen von Unternehmern in Santa Cruz deuten 
darauf hin, dass die Präsidentschaft Evo Morales 
gelassen betrachtet wird. Ihr Denken wäre so, wie 
bereits erwähnt, geprägt durch folgendes Kalkül: 
Evo Morales ist derjenige Präsident mit den reali-
stischsten Aussichten, das Spektrum der sozialen 
Proteste einzubinden, die in den vergangenen Jah-
ren das Land chaotisiert und blockiert haben. In 
diesem Sinne haben sich die Rahmenbedingungen 
für unternehmerische Tätigkeit verbessert. Außer-
dem, so das Kalkül, würde Evo Morales es nicht 
wagen, die Interessen der Unternehmer ernsthaft 
zu gefährden, da er von ihnen abhängt, um nicht 
eine Wirtschaftskrise zu riskieren, die die Stabilität 
seiner Regierung in  Frage stellen würde.



Friedrich-Ebert-Stiftung� Konfliktanalyse Bolivien

25

Andererseits sind auch Risiken bezüglich des 
Verhältnisses zwischen Unternehmerschaft und 
Regierung zu benennen. Die Unternehmer vor 
allem in Santa Cruz haben kein Interesse an ei-
ner politischen Krise zwischen Bolivien einerseits 
und Brasilien sowie Argentinien andererseits. 
Der Präsident allerdings hat mit einer konfronta-
tiven Politik auf dem Gebiet der Gasexporte für 
tiefe Verstimmung bei den Regierungen der bei-
den großen Nachbarn Boliviens gesorgt. Morales 
scheint darauf zu setzen, dass Brasilien und Ar-
gentinien wegen ihrer Abhängigkeit vom bolivia-
nischen Gas keinen Bruch riskieren werden. Die 
Beziehungen jedoch sind gespannt, und damit ist 
in jedem Fall ein Ambiente der Unsicherheit für 
unternehmerische Aktivitäten gegeben. Darüber 
hinaus sehen die Sojaexporteure ihre Interessen 
gefährdet. Wichtigster Markt ist bis dato Kolum-
bien. Die kolumbianische Regierung hat zu ver-
stehen gegeben, dass nach dem Abschluss eines 
Freihandelsvertrages mit den USA subventionier-
te Sojaimporte von dort an die Stelle der Importe 
aus Bolivien treten würden. Wenn auch der Re-
gierung Morales daran nicht direkt eine „Schuld“ 
zugeschrieben werden kann, werden ihre Bemü-
hungen in dieser Sache gegenüber Kolumbien 
doch nicht als ausreichend wahrgenommen.

6.5	 Die regionalistischen Organisationen

Es wurde bereits auf die Rolle der Bürgerkomitees 
und anderer regionalistischer Organisationen im 
Kontext der Debatte um regionale Autonomien 
Bezug genommen, insbesondere auf das „Comité 
Pro Santa Cruz“ sowie auf die Bedeutung der ent-
sprechenden Debatten in der Verfassungsgeben-
den Versammlung. 

Jenseits des Themas der Autonomien werden re-
gionale politische Szenarien wichtiger für das 
Aufkommen neuer politischer Führungsfigu-
ren. In den 90er Jahren, während der Reformen 
der ersten Regierung Sánchez de Lozada, lag der 
Schwerpunkt mit der Participación Popular auf der 
kommunalen Ebene. Damit verbunden war eine 
Unterschätzung der Bedeutung der departamen-
talen bzw. regionalen Ebene für Szenarien der De-
mokratisierung des Landes. 

Mit den jetzt gewählten Präfekten gibt eine demo-
kratisch legitimierte, regionale Machtinstanz. In 

den Regionalregierungen verfügt der MAS nicht 
über das gleiche politische Gewicht wie auf der 
nationalen Ebene. Die regionalen politischen Büh-
nen bieten sich insofern an für den Wieder- oder 
Neuaufbau alternativer politischer Kräfte. Ehrgei-
zige Politiker, die möglicherweise einmal in einer 
der traditionellen Parteien eine Rolle gespielt ha-
ben, sehen hier die Möglichkeit, ein anderes und 
nicht mehr direkt mit den so gering geschätzten 
Parteien assoziiertes Profil zu gewinnen. Wenn 
zuvor vom MAS als einem Ambiente die Rede 
war, aus dem zukünftige politische Führungsper-
sönlichkeiten erwachsen können, gilt dies in glei-
chem Maße für die regionalen politischen Arenen.

6.6	 Die Streitkräfte und die Polizei

Seit der Rückkehr Boliviens zur Demokratie im 
Jahr 1982 halten sich die Streitkräfte im Hinter-
grund. Ihre finanziellen Mittel sind sehr begrenzt, 
außerdem wurden sie immer wieder durch Skan-
dale um die angebliche Beteiligung von Militär-
einheiten am Drogenhandel geschwächt. Mit der 
Amtsübernahme von Evo Morales zeichnet sich 
dagegen eine aktivere Rolle der Streitkräfte in der 
bolivianischen Politik ab.

Die wohl wichtigste derjenigen politischen Maß-
nahmen, die eine solche neue Rolle der Militärs 
vermuten lassen, besteht in der Personalpolitik 
des Präsidenten bezüglich der Spitzenposten in 
den Streitkräften. Drei Generationen von Offizie-
ren sind in die Reserve versetzt und damit in der 
militärischen Hierarchie übergangen worden. An 
der Spitze der Streitkräfte steht so eine neue Ge-
neration von Offizieren, die dem Minister Juan 
Ramón Quintana nahe steht und ihren frühen 
Aufstieg in höchste Positionen dem Präsidenten 
und der Regierung des MAS verdankt. 

Darüber hinaus hat die Regierung der Verfas-
sungsgebenden Versammlung in aller Form einen 
Vorschlag für einen Verfassungsartikel zukom-
men lassen, der den Streitkräften Entscheidungs-
befugnisse in Angelegenheiten von nationaler Be-
deutung gibt damit im Widerspruch steht zu Art. 
209 der gegenwärtig gültigen Verfassung, in dem 
ausdrücklich bestimmt wird, dass die Militärs 
nicht über eigene Entscheidungsbefugnisse verfü-
gen, sondern zum Gehorsam verpflichtet sind.
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Zum dritten ist eine neue Aufgabe der Streitkräfte 
zu benennen: der Schutz der natürlichen Ressour-
cen Boliviens. Damit verbunden ist im Zuge der 
„Nationalisierung der Nationalparks“ eine Mili-
tärpräsenz in den bolivianischen Nationalparks, 
die 16 Prozent der Landesfläche ausmachen.

Besonders wichtig für die Regierung Morales ist 
die Präsenz von Juan Ramón Quintana als Mi-
nister im Präsidialamt. Quintana ist gleichzeitig 
einer der wichtigsten Minister im Kabinett. Der 
ehemalige hochrangige Offizier ist Spezialist für 
Sicherheitsfragen, hat in einem akademischen 
Institut der Streitkräfte gearbeitet und ist Autor 
zahlreicher Publikationen zu entsprechenden The-
men. Die Streitkräfte haben so in der Regierung 
einen Ansprechpartner, es gibt Kanäle der Kom-
munikation.  

Nach den Polizeiaufständen der vergangenen Jah-
re scheint die bolivianische Polizei noch auf eine 
neue politische Linie, definiert durch die neue Re-
gierung, zu warten. Neue Ausbrüche von Unzu-
friedenheit können nicht ausgeschlossen werden, 
solange die Wahrnehmung in der Polizei bleibt, 
die Institution werde von der Politik vernachläs-
sigt und ihrem Schicksal überlassen.

6.7	 Das Spektrum sozialer Organisationen 
auf lokaler Ebene

Die Vielzahl sozialer Organisationen und ihrer 
jeweiligen Führungspersönlichkeiten standen in 
jeweils verschiedenen Phasen im Vordergrund 
der Protestbewegungen seit 2000. Gegenüber 
der neuen Regierung scheinen sie eine vorsich-
tige Haltung einzunehmen. Evo Morales hat aus 
ihren Reihen auf dem Weg zum Präsidentenamt 
viel Unterstützung erhalten. Viele Organisationen 
sind in die Struktur des MAS einbezogen, wesent-
liche Führungspersönlichkeiten haben Ämter im 
Regierungsapparat inne. Gleichzeitig existiert das 
bereits erwähnte tiefe Misstrauen gegenüber je-
dem politisch Machthabenden mit dem Verdacht, 
dass Versprechen nicht eingehalten würden und 
dass die Machtposition zur eigenen Bereicherung 
genutzt werden könnte. Radikalere Positionen 
mit dem Streben, wieder über Druck auf der Stra-
ße und Blockaden die Regierung zu sofortigen, 
drastischen Maßnahmen zu zwingen, gibt es in 
einigen Fällen auf Führungsebene. Allerdings exi-

stiert dort auch ein Bewusstsein davon, dass eine 
Mobilisierung ihrer jeweiligen Basis gegen die Re-
gierung Morales nicht einfach sein wird. Es gab 
bereits Proteste, die auf bestimmte Gruppen be-
schränkt blieben, so zum Beispiel der Angestell-
ten der Fluglinie LAB, es ist aber nicht abzuse-
hen, dass Proteste die „kritische Masse“ erreichen 
würden, um zu den Blockadeszenarien zurückzu-
kehren, die vor dem Amtsantritt von Evo Morales 
herrschten.

6.8	 Die „Landlosen“

Die Protagonisten der Landbesetzungen vor allem 
im Osten Boliviens stellen keinen soziopolitischen 
Akteur im eigentlichen Sinne dar, es handelt sich 
um ein diffuses Spektrum mit dem „Movimiento 
Sin Tierra“ (Bewegung der Landlosen) als organi-
siertem Akteur, der allerdings nur über begrenzte 
Repräsentativität verfügt. Das Fehlen eines orga-
nisierten Gegenübers erschwert es der Regierung 
Morales, Wege zur Deeskalation der damit ver-
bundenen Konfliktivität zu finden. Man versucht 
von Regierungsseite, in jedem Einzelfall zu ver-
handeln, bevor eine Räumung besetzten Landes 
mit Gewalt erzwungen wird, allerdings muss die 
Regierung auch auf dieses Mittel zurückgreifen, 
um nicht den Eindruck zu erwecken, jeder, ob 
arm oder nicht, könne nach Belieben Land beset-
zen.

Eine solche Wahrnehmung stellt in Bezug auf die 
andinen Migranten ein Problem dar, die schon seit 
Jahrzehnten Kolonisierung im östlichen Tiefland 
betreiben. Es herrscht die Einstellung vor, Land 
„gehöre niemandem“, unter Einschluss auch von 
ökologischen Schutzgebieten und Nationalparks. 
In Bezug auf Land im Privatbesitz dominiert der 
Diskurs „die Armen nehmen sich, was ihnen zu-
steht“. Das Spektrum der Landbesetzer in seiner 
Gesamtheit beinhaltet ein hohes soziales Konflikt-
potenzial und Stabilitätsrisiko besonders für eine 
Regierung wie die von Evo Morales, die sich als 
popular definiert: Forderungen und Handlungs-
muster der Landbesetzer knüpfen an Diskurse 
des damaligen Gewerkschaftlers und Oppositi-
onskandidaten Evo Morales an, nicht allerdings 
an die Funktionen und Pflichten, die Morales in 
seiner Eigenschaft als Präsident hat, so zum Bei-
spiel Rechtssicherheit zu garantieren.



Friedrich-Ebert-Stiftung� Konfliktanalyse Bolivien

27

Dabei ist, wie schon erwähnt, zu betonen, dass 
differenziert werden muss zwischen den „Land-
losen“ einerseits und den indigenen Völkern des 
bolivianischen Tieflandes andererseits mit ihrer 
Forderung nach Territorium. Diese zentrale For-
derung der Letztgenannten wird mehr und mehr 
als legitim anerkannt.

6.9	 Die internationale Entwicklungszusam-
menarbeit

Die internationale EZ befindet sich in einer war-
tenden Position. In keiner Weise steht ein Abzug 
aus Bolivien auf der Agenda. Einerseits wurde 
viel in Bolivien investiert, andererseits gibt aus 
dem Blickwinkel externer Akteure auch keinen 
Grund, die Möglichkeit einer Mitgestaltung des 
politischen Prozesses in Bolivien mit den Mitteln 
der internationalen EZ aus der Hand zu geben.

Die Abhängigkeit Boliviens von den Beiträgen 
der internationalen EZ steht außer Zweifel. Ein 
Abzug der EZ wäre ein ökonomisches Desaster 
für den bolivianischen Staat. Die Regierung wird 
eine Vorstellung davon entwickeln müssen, wel-
che Rolle die internationale EZ in Zukunft spielen 
soll. In den vergangenen Jahren verfügten viele 
Akteure der EZ über starken Einfluss in bestimm-
ten Politikbereichen, etwa mit Beratern in den Mi-
nisterien. Evo Morales betont sehr die nationale 
Souveränität, aber noch wird nicht klar, was dies 
für die Rahmenbedingungen der internationalen 
EZ in Zukunft bedeutet.

Ein zentrales Problem der Akteure der EZ lässt 
sich etwas überspitzt in dem Satz zusammen-
fassen „Wir haben niemanden, mit dem wir re-
den können“. Darüber hinaus besteht das zu-
vor bereits erwähnte Problem des strukturellen 
Misstrauens gegenüber externem Rat. Die Struk-
turen der Ministerien sind noch nicht stabil eta-
bliert. Gleichzeitig besteht das Problem, dass 
neues Personal in der staatlichen Verwaltung in 
vielen Fällen über wenig Erfahrung verfügt. Dies 
bedeutet nicht, dass es keine Gespräche zwischen 
Regierungen über die EZ gäbe, aber noch scheint 
der Regierungsapparat nicht in ausreichendem 
Masse konsolidiert zu sein, um konkrete und ver-
lässliche Planung zu ermöglichen.

6.10 	Der internationale Kontext

6.10.1 Die Beziehungen zu den USA
Die Beziehungen Boliviens zu den USA sind von 
großer Bedeutung als Faktor für interne Kohäsi-
on in Bolivien. Während des Wahlkampfs konnte 
kein Zweifel an der klaren Opposition der US-
Regierung gegenüber einer möglichen Präsident-
schaft Evo Morales bestehen. Nach den Wahlen 
waren sowohl von Seiten der USA als auch von 
Seiten der bolivianischen Regierung Zeichen in 
Richtung auf eine vorsichtige Verständigung zu 
beobachten. Es wurde versucht, nicht Türen zu-
zuschlagen, die vielleicht noch einmal benötigt 
würden.

Das zentrale Interesse der US-Politik liegt auf dem 
Gebiet der Drogenbekämpfung nach US-amerika-
nischen Vorstellungen, mit Schwerpunkt auf der 
Vernichtung von Cocapflanzungen, auf der Ein-
stufung von Cocabauern als Teil des Kokainge-
schäftes und damit als Kriminelle sowie geprägt 
durch das Fehlen einer Differenzierung zwischen 
Coca und Kokain. Davon ausgehend bestand das 
Interesse der USA, keine dieser Politik ablehnend 
gegenüberstehende Regierung in Bolivien zu se-
hen. Das Konfliktpotenzial im Verhältnis der Re-
gierung Morales zu den USA ist offensichtlich.

Gleichzeitig besteht ein Interesse der USA am Ab-
schluss von bilateralen Freihandelsverträgen mit 
lateinamerikanischen Staaten. Die bolivianische 
Regierung hat bereits klargestellt, dass es keinen 
solchen Vertrag mit den USA geben wird, so wie 
Verträge beispielsweise mit Peru und Kolum-
bien auf dem Weg sind. Allerdings hat auch die 
bolivianische Regierung kein Interesse daran, Ex-
portmöglichkeiten in die USA zu verlieren. Ende 
2006 läuft das ATPDEA aus, die von den USA 
eingeräumten Zollvergünstigungen, verbunden 
mit nicht nur wirtschaftlichen, sondern auch po-
litischen Bedingungen. Bolivien versucht, eine 
Verlängerung des ATPDEA zu verhandeln, um 
Exportchancen zu sichern, ohne einen Freihan-
delsvertrag unterschreiben zu müssen. Dieses Ziel 
ist allerdings nur schwer zu erreichen, zielt die 
US-Politik doch ausdrücklich darauf ab, das AT-
PDEA nicht zu verlängern.

Es ist nicht auszuschließen, dass die USA im Kon-
text einer pragmatischen Politik bereit sein könn-
ten, einen wie auch immer gearteten neuen Ver-
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trag mit Bolivien abzuschließen. Als Akteur in der 
bolivianischen Politik kann die US-Regierung über 
den Hebel der Verweigerung einer ATPDEA-Ver-
längerung oder des Abschlusses eines Vertrages 
unter anderem Namen eine wirtschaftliche De-
stabilisierung des Landes befördern. Diese könnte 
durchaus Folgen haben für die Entwicklung der 
Kräfteverhältnisse im politischen Spektrum und 
für die soziale Konfliktdynamik. 

6.10.2  Bolivien im lateinamerikanischen Kontext
Evo Morales bewegt sich im lateinamerikanischen 
Kontext zwischen den Polen Caracas und Havan-
na einerseits sowie Brasilia und Buenos Aires an-
dererseits. In den ersten Monaten scheint sich die 
Regierung mehr Venezuela und seinem Präsiden-
ten Hugo Chávez zuzuwenden. Es wurde bereits 
auf chavistische Elemente im Handeln von Evo 
Morales hingewiesen, ebenso auf die Frage der 
Präsenz von venezolanischen und kubanischen 
Beratern in Bolivien. Der Abschluss eines „Frei-
handelsvertrages der Völker“ mit Venezuela und 
Kuba unterstreicht einmal mehr, wo Evo Morales 
Unterstützung sucht. Sollte Bolivien gemeinsam 
mit Venezuela und Kuba einen Block bilden, hät-
te dies Auswirkungen auf die Konfliktszenarien 
in Bolivien. Polarisierung würde gefördert, Spiel-
räume für Dialog und Konsenssuche würden ver-
engt.

Auf der anderen Seite stellen Brasilien und Ar-
gentinien wegen der geographischen Nähe und 
wegen ihres wirtschaftlichen Gewichtes Schlüssel-
partner für Bolivien dar. Der brasilianische Präsi-
dent Lula da Silva, der überdies als persönlicher 
Freund von Evo Morales bezeichnet wird, hat 
ein Interesse an guten Beziehungen zu Bolivien. 
Wenn das Verhältnis beider Staaten auch gegen-
wärtig durch die so genannte Nationalisierung 
der Öl- und Gasvorkommen in Bolivien – die 
brasilianische Petrobras gehört zu den am stärk-
sten betroffenen Unternehmen – deutlich beein-
trächtigt ist, so scheint es doch wahrscheinlich, 
dass Brasilien und Bolivien zu einer Übereinkunft 
kommen werden. Das „Modell Lula“ im Sinne 
einer moderaten Linken, kritisch gegenüber den 
USA, aber ohne den konfrontativen Stil Venezue-
las, könnte mittelfristig auch in Bezug auf den in 
Bolivien gepflegten Politikstil prägender werden, 
als dies gegenwärtig der Fall ist.

Das Verhältnis zu Chile, neu belebt durch den Be-
such von Evo Morales bei Präsidenten Michelle 
Bachelet, hat für die bolivianische Regierung in-
sofern Bedeutung, als ein zumindest symbolischer 
Fortschritt in der Frage des bolivianischen Zu-
gangs zur Küste für Morales eine Erfolgsmeldung 
von großem Wert wäre. Details in der Diskussion 
um Freihandelszonen, einen Korridor oder andere 
Lösungen sind sekundär, wichtig ist das Zeichen 
nach innen. Ein solcher symbolischer Erfolg wür-
de die Führungsrolle von Evo Morales in Bolivien 
deutlich stärken, nicht gegenüber seinen Anhän-
gern, sondern gegenüber der bolivianischen Ge-
sellschaft insgesamt.

7.	D er verfassungsgebende Prozess

Am 2. Juli 2006 fanden die Wahlen zur Verfas-
sungsgebenden Versammlung statt. Vor der Wahl 
von Evo Morales zum Präsidenten stand die Ver-
fassungsgebende Versammlung insofern oben auf 
der Tagesordnung, als sie einen Weg anzubieten 
schien, um die weit verbreitete Unzufriedenheit 
im Land zu kanalisieren. Das Ergebnis der Prä-
sidentschaftswahl hat die Rahmenbedingungen 
der Verfassungsgebenden Versammlung wesent-
lich verändert. Die Wogen des Protestes schlagen 
gegenüber der Regierung Morales nicht mehr so 
hoch, dementsprechend muss auch der Verweis 
auf die Verfassungsgebende Versammlung nicht 
mehr in gleichem Maße wie zuvor zur Beruhi-
gung der Lage eingesetzt werden. 

Es sind kaum grundlegende Veränderungen der 
Verfassung zu erwarten. Die Bedeutung des ver-
fassungsgebenden Prozesses liegt vielmehr auf 
symbolischer Ebene in dem Sinne, dass Bolivien 
eine Verfassung bekommt, mit der sich die Mehr-
heit der Bevölkerung identifizieren kann. 

Das voraussichtlich konfliktivste Thema der Ver-
fassungsgebenden Versammlung werden die 
regionalen Autonomien sein. Das Referendum 
über die Autonomien, das zeitgleich mit der Wahl 
zur Verfassungsgebenden Versammlung durch-
geführt wurde, hat, wie bereits ausgeführt, ein 
mehrdeutiges Ergebnis gebracht. Auf nationa-
ler Ebene hat die Mehrheit mit „nein“ gestimmt, 
im Osten Boliviens gibt es allerdings durchweg 
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Mehrheiten für das „ja“. Hier stellt sich die Frage, 
was es bedeutet, den „bindenden Charakter des 
Referendums“ zu respektieren – ob sich dies auf 
die Mehrheit auf nationaler Ebene oder auf das 
„ja“ der vier Departements des östlichen Tieflan-
des einschließlich Tarija beziehen wird. Unter der 
Prämisse, dass es eine Form der regionalen Auto-
nomie geben wird, muss die Verfassungsgebende 
Versammlung einen Konsens über die Verteilung 
der jeweils erwirtschafteten Staatseinnahmen zwi-
schen den Regionen und einer nationalen Regie-
rung finden, die dringend auf die Verfügung über 
eben diese Einnahmen angewiesen ist, um die Er-
wartungen ihrer Wählerschaft zu bedienen.

In Bezug auf die Zusammensetzung der Versamm-
lung ist auf zwei Aspekte hinzuweisen: Der MAS, 
dabei insbesondere der Vizepräsident, haben sei-
nerzeit ein Wahlverfahren zur Verfassungsgeben-
den Versammlung verhandelt, in dem keine eth-
nischen Quoten oder korporative Vertretungen 
vorgesehen sind. Dies ist der Regierung als Ver-
dienst anzurechnen. So konnte vermieden werden, 
dass jeder bolivianische Bürger und jede Bürgerin 
in eine ethnische Schublade eingeordnet worden 
wäre. Ebenso konnte es nicht dazu kommen, dass 
Organisationen zweifelhafter Legitimität, die an-
geblich ganze Bevölkerungsgruppen vertreten hät-
ten, in der Versammlung per se vertreten wären. 
Ein politischer Preis musste jedoch gezahlt werden: 
Vertreter zahlenmäßig kleiner Gruppen, wie bei-
spielsweise der indigenen Völker des Tieflandes, 
sahen sich gezwungen, sich Parteien oder Bündnis-
sen anzuschließen und verfügten nicht über eine 
garantierte Vertretung in der Versammlung.

Gleichzeitig war das Wahlverfahren so gestaltet, 
dass eine deutliche Mehrheit des MAS möglich 
wurde, eine Mehrheit, die erreicht wurde, aller-
dings keine Zweidrittelmehrheit. Der erste Vor-
schlag der Regierung zum Wahlverfahren war 
noch deutlicher darauf gerichtet, die Zweidrittel-
mehrheit für das Regierungslager zu sichern, was 
dem MAS ermöglicht hätte, eine Verfassung nach 
eigenen Vorstellungen zu erzwingen, ohne den 
Konsens mit anderen Kräften suchen zu müssen. 
In diesem Fall wäre es abzusehen gewesen, dass 
eine Nachfolgeregierung die nächste Verfassungs-
reform in die Wege geleitet hätte, da eine solche, 
2006/2007 verabschiedete Verfassung den Stempel 
der parteipolitischen Einseitigkeit getragen hätte.

Das Ergebnis der Verhandlungen mit den anderen 
im Kongress vertretenen politischen Kräften über 
das Wahlverfahren hat die Zweidrittelmehrheit 
allerdings schon im Vorfeld unwahrscheinlich ge-
macht. Die MAS-Mehrheit wird die neue Verfas-
sung im Konsens mit anderen Kräften gestalten 
müssen.

Ein Risikofaktor für den Erfolg der Verfassungs-
gebenden Versammlung liegt in den Personen, 
die sie bilden. Ausgehend vom Angebot des MAS 
an soziale Organisationen, Kandidaten für Man-
date und Ämter zu benennen, ist zu beobachten, 
dass die profilierten Führungspersönlichkeiten 
teilweise schon in Parlament und Regierungsap-
parat sitzen. Die Abgeordneten der Verfassungs-
gebenden Versammlung verfügen deshalb nicht 
notwendigerweise über umfassende politische 
Erfahrung und auch nicht immer über klare Vor-
stellungen, was die Aufgabe und Funktion einer 
Verfassungsgebenden Versammlung ist – ein Um-
stand, der zweifellos den verfassungsgebenden 
Prozess behindern wird.

8. Schlussfolgerungen

Im gegenwärtigen politischen Szenario mit der 
Regierung Evo Morales lassen sich mehrere, für 
eine erfolgreiche Handhabung der bestehenden 
Konfliktivitäten günstige Faktoren identifizieren, 
die in vielen Fällen von der Rhetorik radikalen 
Wandels sowohl von Seiten der Anhänger Evo 
Morales als auch – in Abgrenzung davon – von 
seinen Gegnern überlagert worden sind. Zunächst 
handelt es sich um eine demokratisch legitimier-
te Regierung mit einer Mehrheit, die ihr Hand-
lungsfähigkeit verleiht. Das Image der Regierung 
als popular, personifiziert in Evo Morales, gibt ihr 
die Möglichkeit, große Teile der zuvor im Protest 
mobilisierten Sektoren in das Regierungslager zu 
integrieren – was selbst im Falle einer gemeinsa-
men, stabilen Mehrheit einer Koalition von Jorge 
Quiroga und Samuel Doria Medina nicht erreicht 
worden wäre. Im sozialen Kontext des Jahres 2005 
bedeutete die Wahl von Evo Morales den Sieg des 
einzigen Kandidaten, der in der Lage war, ein 
Projekt der Handlungsfähigkeit anzubieten.
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Die Politik von Evo Morales, wenn auch rhe-
torisch revolutionär, steht in der Tradition der 
grundlegenden Konzepte des revolutionären 
Nationalismus der 50er Jahre und stellt insofern 
keine große Neuigkeit in der bolivianischen Po-
litik dar. Es hat in der Gegenwart nichts Revolu-
tionäres mehr, die liberalen wirtschaftspolitischen 
Rezepte in der Gestalt, wie sie in Lateinamerika 
implementiert wurden, in Frage zu stellen. Höhe-
re Preise für das bolivianische Erdgas, eine um-
fangreichere staatliche Beteiligung in den strate-
gischen Sektoren der Wirtschaft – viele Politiker 
und Ökonomen, die aus linker Sicht als Teil des 
Establishments betrachtet würden, würden solche 
Entwicklungen positiv bewerten, allerdings mög-
licherweise andere Worte wählen. Die Forderung 
nach mehr politischer Partizipation der Bevölke-
rungsmehrheit, dabei gerade von denen, die sich 
als popular verstehen, außerdem von indigenen 
Gruppen ist keineswegs eine Erfindung von Evo 
Morales. Dieser Prozess ist in Bolivien seit vielen 
Jahren im Gang, in sichtbarer Form seit der Vi-
zepräsidentschaft von Víctor Hugo Cárdenas ab 
1993, und er knüpft darüber hinaus an internatio-
nal weithin akzeptierte Positionen an.

Soziopolitische Akteure, die während langer Zeit 
in der bolivianischen Politik große Bedeutung hat-
ten, können in der Gegenwart nicht mehr als rele-
vant bezeichnet werden, was ihre Mobilisierungs-
fähigkeit gegen die Regierung Morales angeht. 
Die Gewerkschaftsbewegung auf nationaler Ebene 
ist weiterhin politisch marginalisiert und gefan-
gen in schon lange veralteten Diskursen. In den 
Streitkräften gibt es keine bedeutenden Strömun-
gen, die etwa eine Machtübernahme durch einen 
Putsch denken würden – eine Option überdies, 
die auf keinerlei internationale Unterstützung 
bauen könnte. Im Gegenteil: Evo Morales hat Of-
fiziere in die militärischen Spitzenpositionen ge-
bracht, die ihm ihren Aufstieg zu verdanken ha-
ben und sich deshalb dem Präsidenten gegenüber 
mit großer Wahrscheinlichkeit zunächst loyal ver-
halten werden. Die Unternehmer, ohne dadurch 
zu politischen Freunden der Regierung zu wer-
den, ziehen es vor, eine minimale Regierbarkeit 
des Landes gewährleistet zu sehen gegenüber ei-
ner Situation, die wieder in eine gesellschaftliche 
und politische Blockadesituation führen würde.

Der internationale Kontext, auch wenn er sich 
nicht als besonders günstig für die bolivianische 

Regierung bezeichnen lässt, stellt keine ernsthaf-
te Bedrohung der Stabilität der Regierung Mora-
les dar. Zu groß ist das Interesse der wichtigsten 
Akteure, Bolivien nicht in eine noch engere An-
bindung an die Regierung Chávez in Venezuela 
zu treiben. Die USA hätten selbstverständlich ei-
nen anderen Präsidenten bevorzugt, und die Re-
gierungen Brasiliens und Argentiniens sind tief 
verärgert über die Art und Weise, wie Evo Mo-
rales die Nationalisierung der Öl- und Gasvor-
kommen gehandhabt hat. Trotzdem aber gibt es 
das gemeinsame Interesse daran, die Türen nicht 
zuzuschlagen, ausgehend von der zutreffenden 
Einschätzung, dass Evo Morales nicht per se der 
aggressiven und konfrontativen Politik des vene-
zolanischen Präsidenten verpflichtet ist. Auch die 
internationale Entwicklungszusammenarbeit als 
Akteur in Bolivien stellt keinen destabilisierenden 
Faktor dar – mit einem hypothetischen Rückzug 
aus dem Land – sondern es überwiegt das Inter-
esse daran, präsent zu bleiben und vertrauens-
würdige Gesprächspartner in der Regierung zu 
finden.

Die in den letzten Jahren bestehenden Konflikti-
vitäten, die den Ausgangspunkt der vorliegenden 
Studie bilden, sind seit dem Wahlsieg von Evo 
Morales neu zu bewerten. Die ethnische Konflik-
tivität, immer übertrieben und mehr diskursiv 
als real, ist durch einen Präsidenten eingebun-
den worden, der weiterhin ethnisch-kulturelle 
Elemente in seinen Diskurs bis hin zu seinem 
Erscheinungsbild integriert. Die radikal-india-
nistische Strömung mit Felipe Quispe ist gegen-
wärtig neutralisiert. Ethnizistische Argumente als 
Konfliktpotenzial können allerdings in dem Maße 
neue Relevanz erhalten, in dem Evo Morales ge-
genüber seinen Wählern in eine Glaubwürdig-
keits- und Legitimitätskrise geraten würde.

Auf ökonomischem Gebiet ist die Konfliktivität 
rund um das Thema Erdgas von der Regierung 
Morales externalisiert worden. Morales hat einen 
Konflikt mit den Investoren und Abnehmern in 
Kauf genommen, um im Applaus seiner Basis in-
ternes Konfliktpotenzial abzubauen. Die weit ver-
breiteten Forderungen aus der Bevölkerung nach 
Bildung, wirtschaftlichen Chancen und Integrati-
on in die bolivianische Gesellschaft sind weiterhin 
akut und werden nicht leicht zu erfüllen sein. Es 
ist jedoch kein massiver Widerstand gegen die Re-
gierung Morales absehbar, der wieder in die Lo-
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gik der Erpressung durch Blockade führen würde, 
wenn auch einige lokale und regionale Führungs-
persönlichkeiten sozialer Organisationen derar-
tige Diskurse pflegen. In anderen Worten: „Das 
Volk“ gibt Evo Morales eine Chance, und dieses 
Volk weiß, dass das, was nach einem Sturz von 
Evo Morales kommen würde, schlechter wäre als 
das, was man hat. 

Die Auseinandersetzung um Landbesitz stellt ein 
ernsthaftes Konfliktpotenzial dar. Die Regierung 
Morales muss einen Weg finden, um gleichzeitig 
Rechtssicherheit zu garantieren und die in Land-
besetzungen ausgedrückten Forderungen zu be-
friedigen, Forderungen, die in Oppositionszeiten 
von denen, die heute regieren, diskursiv teilweise 
mit vorangetrieben worden sind.

Die regionale Konfliktivität ist mit der Debatte um 
Autonomien zweifellos am schwersten zu hand-
haben. Das Referendum über die Autonomien mit 
seinem bindenden Charakter für die Verfassungs-
gebende Versammlung hat dieser eine schwierige 
Aufgabe mit auf den Weg gegeben. Solange die 
Perspektive besteht, in der Verfassungsgebenden 
Versammlung Autonomien zu erreichen, die nicht 
nur formalen Charakter haben, werden die wich-
tigsten soziopolitischen Akteure aus dem regio-
nalistischen Spektrum, vor allem die jeweiligen in 
den Comités Cívicos organisierten, regionalen Eli-
ten wohl kaum zu radikaleren Maßnahmen grei-
fen, um Druck auszuüben.

Die folgenden Faktoren sind zu berücksichtigen, 
die möglicherweise zu einer Eskalation von Kon-
fliktszenarien führen können.

Evo Morales und der MAS könnten der Versu-
chung erliegen, mit einem deutlichen Autorita-
rismus eine Verfassung durchzusetzen, ohne den 
Konsens zu suchen. Es zeigt sich schon, dass von 
Venezuela aus entsprechender Druck auf Evo Mo-
rales ausgeübt wird, außerdem unter Einbezie-
hung von Kuba in eine solche Allianz. In diesem 
Kontext sind die Angriffe von Evo Morales auf 
Institutionen wie die Nationale Wahlbehörde und 
das Verfassungsgericht Besorgnis erregend. Dar-
über hinaus ist die Tendenz zu nennen, mit Prä-
sidialdekreten zu regieren, wo eine Entscheidung 
des Gesetzgebers verlangt wäre. Es ist dabei von 
großer Bedeutung, dass der MAS die Zweidrittel-
mehrheit in der Verfassungsgebenden Versamm-
lung nicht erreicht hat.

In engem Zusammenhang mit der Gefahr eines 
zunehmenden Autoritarismus ist zu betonen, wie 
schwach die Opposition und wie tief die Krise des 
Parteiensystems ist, die sich darin ausdrückt. Die 
traditionellen Parteien sind entweder stark ge-
schwächt oder vom Aussterben bedroht – ein zwei-
fellos nicht unverdientes Schicksal angesichts ihrer 
Unfähigkeit, auf die wichtigsten Forderungen der 
bolivianischen Bevölkerung einzugehen. Den bei-
den bedeutenden Oppositionskräften, PODEMOS 
und UN, fehlt noch Stabilität. Es gibt mittel- und 
langfristig Potenziale für den Aufbau politischer 
Alternativen, aber es wird noch Zeit brauchen, bis 
solche Kräfte mehr werden als kurzlebige Bünd-
nisse. Ohne die Existenz einer demokratischen und 
gut organisierten Opposition nimmt die Gefahr zu, 
dass aus dem politischen Monopol des MAS ein 
Modell mit immer mehr autoritären und weniger 
demokratischen Zügen resultieren könnte.

Innerhalb des MAS und in dem Spektrum sozio-
politischer Akteure, die die Regierung Morales 
unterstützen, sind mehrere Faktoren zu erkennen, 
die das Risiko verschärfter Konflikte beinhalten. 
Der Präsident hat hohe Erwartungen geweckt, 
versucht diesen allerdings gegenwärtig mit ei-
ner Regierungsmannschaft gerecht zu werden, 
die nicht immer einen professionellen Eindruck 
hinterlässt. In dem Maße, in dem die Regierung 
Diskursen den Vorzug gibt gegenüber fachlich 
und politisch professionell gestalteten politischen 
Maßnahmen, in dem Maße, in dem sich das Bild 
einer Regierung verbreiten würde, die viel redet, 
aber wenig wirklich tut, wächst die Gefahr einer 
zunehmenden Unzufriedenheit. Diese könnte von 
Politikern vom Schlage eines Felipe Quispe mit in-
dianistischen Positionen ebenso ausgenutzt wer-
den wie von regionalen oder gewerkschaftlichen 
Führungspersönlichkeiten mit dem Interesse, auf 
dem Weg der Logik von Blockade und Erpres-
sung Einfluss zu gewinnen. Der Präsident selber 
stellt in dabei in gewisser Weise ein Risiko dar: 
Er scheint noch nicht ganz die Rolle des volksver-
bunden Gewerkschaftlers ablegen zu können, im-
mer gut für kräftige Sprüche und wenig geneigt, 
professionellem Rat zu folgen, um endlich im Prä-
sidentenamt anzukommen. Nicht einmal ein Vi-
zepräsident wie Álvaro García Linera wird immer 
die verbalen Exzesse des Präsidenten auffangen 
können, ein Vizepräsident noch dazu, der sich in 
Acht nehmen muss vor möglichem Misstrauen 
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von Seiten Evo Morales wegen einer allzu wichti-
gen Rolle an der Seite des Präsidenten. 

Ein erhebliches Konfliktpotenzial liegt in einer 
ideologisierten und inkohärenten Wirtschaftspoli-
tik. Von einer Übereinkunft mit den USA zu boli-
vianischen Exporten hängen tausende von Arbeits-
plätzen ab, gerade auch in kleineren Betrieben wie 
in El Alto. Trotzdem entschied sich Evo Morales 
für den demonstrativen Akt, ein Freihandelsab-
kommen mit Venezuela und Kuba zu unterschrei-
ben. Auch die so genannte Nationalisierung der Öl- 
und Gasvorkommen hatte stark populistische Züge 
und kann innerhalb weniger Jahre den Traum von 
den unerschöpflich fließenden Einnahmen zerplat-
zen lassen. Ein ernsthafter Orientierungsrahmen 
für die Gestaltung der Wirtschaftspolitik Boliviens 
ist von Seiten der Regierung nicht in Sicht.

In Bezug auf die regionalen Konfliktszenarien 
würde das Konfliktpotenzial zunehmen, sollte 
die Regierung mit ihrem Interesse am Zugriff auf 
die Einnahmen aus dem Gasgeschäft in der Ver-
fassungsgebenden Versammlung Autonomien 
durchsetzen, die nur auf dem Papier stehen, oder 
diese gar ganz verhindern würde. Folge wäre eine 
Verhärtung der Konfrontation zwischen regiona-
listischen Kräften und der Regierung Morales mit 
schwer zu prognostizierenden Konsequenzen.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass eine er-
folgreiche Handhabung der gesellschaftlichen 
und politischen Konfliktszenarien und damit die 
Stabilisierung und Vertiefung der bolivianischen 
Demokratie gegenwärtig wesentlich von der Sta-
bilität der Regierung Morales abhängt. Vorausset-
zung ist allerdings, dass sich im Regierungslager 
diejenigen durchsetzen, die nicht den autoritären 
Weg suchen, sondern wichtige Bündnispartner im 
Aufbau demokratischer Strukturen sein können. 
Ohne eine stabile Regierung des MAS bestünde 
große Gefahr, zu den bis 2005 herrschenden Kon-
fliktszenarien zurückzukehren. Gleichzeitig ver-
langt eine mögliche Stabilisierung von Demokra-
tie in Bolivien nach dem Aufbau neuer, stabiler 
demokratischer Kräfte jenseits des MAS, um Evo 
Morales nicht ein gefährliches politisches Mono-
pol zu überlassen. Wahrscheinlich werden neue 
politische Führungspersönlichkeiten und politi-
sche Kräfte, die dieses Vakuum füllen könnten, 
wesentlich in den Regionen aufkommen und von 
dort aus den Weg in die nationale Politik suchen.
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